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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 282/2011 DES 
RATES 

vom 15. März 2011 

zur Festlegung von Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 
2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 

(Neufassung) 

KAPITEL I 

GEGENSTAND 

Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Durchführung einiger Bestimmungen der 
Titel I bis V und VII bis XII der Richtlinie 2006/112/EG. 

KAPITEL II 

ANWENDUNGSBEREICH 

(TITEL I DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

Artikel 2 

Folgendes führt nicht zu einem innergemeinschaftlichen Erwerb im 
Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG: 

a) die Verbringung eines neuen Fahrzeugs durch einen Nichtsteuer­
pflichtigen aufgrund eines Wohnortwechsels, vorausgesetzt, die Be­
freiung nach Artikel 138 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 
2006/112/EG war zum Zeitpunkt der Lieferung nicht anwendbar; 

b) die Rückführung eines neuen Fahrzeugs durch einen Nichtsteuer­
pflichtigen in denjenigen Mitgliedstaat, aus dem es ihm ursprünglich 
unter Inanspruchnahme der Steuerbefreiung nach Artikel 138 Absatz 
2 Buchstabe a der Richtlinie 2006/112/EG geliefert wurde. 

Artikel 3 

Unbeschadet des Artikels 59a Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 
2006/112/EG unterliegt die Erbringung der nachstehend aufgeführten 
Dienstleistungen nicht der Mehrwertsteuer, wenn der Dienstleistungs­
erbringer nachweist, dass der nach Kapitel V Abschnitt 4 Unter­
abschnitte 3 und 4 der vorliegenden Verordnung ermittelte Ort der 
Dienstleistung außerhalb der Gemeinschaft liegt: 

a) ab 1. Januar 2013 die in Artikel 56 Absatz 2 Unterabsatz 1 der 
Richtlinie 2006/112/EG genannten Dienstleistungen; 

b) ab 1. Januar 2015 die in Artikel 58 der Richtlinie 2006/112/EG 
aufgeführten Dienstleistungen; 

▼B 
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c) die in Artikel 59 der Richtlinie 2006/112/EG aufgeführten Dienst­
leistungen. 

Artikel 4 

Einem Steuerpflichtigen, dessen innergemeinschaftliche Erwerbe von 
Gegenständen gemäß Artikel 3 der Richtlinie 2006/112/EG nicht der 
Mehrwertsteuer unterliegen, steht dieses Recht auf Nichtbesteuerung 
auch dann weiterhin zu, wenn ihm nach Artikel 214 Absatz 1 Buchstabe 
d oder e jener Richtlinie für empfangene Dienstleistungen, für die er 
Mehrwertsteuer zu entrichten hat, oder für von ihm im Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaats erbrachte Dienstleistungen, für die die Mehrwert­
steuer ausschließlich vom Empfänger zu entrichten ist, eine Mehrwert­
steuer-Identifikationsnummer zugeteilt wurde. 

Teilt dieser Steuerpflichtige jedoch im Zusammenhang mit dem inner­
gemeinschaftlichen Erwerb von Gegenständen seine Mehrwertsteuer- 
Identifikationsnummer einem Lieferer mit, so gilt damit die Wahlmög­
lichkeit nach Artikel 3 Absatz 3 der genannten Richtlinie als in An­
spruch genommen. 

KAPITEL III 

STEUERPFLICHTIGER 

(TITEL III DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

Artikel 5 

Eine gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 gegründete Europäi­
sche wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV), die gegen Entgelt 
Lieferungen von Gegenständen oder Dienstleistungen an ihre Mitglieder 
oder an Dritte bewirkt, ist ein Steuerpflichtiger im Sinne von Artikel 9 
Absatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG. 

KAPITEL IV 

STEUERBARER UMSATZ 

(ARTIKEL 24 BIS 29 DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

Artikel 6 

(1) Als Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen gelten die Ab­
gabe zubereiteter oder nicht zubereiteter Speisen und/oder Getränke, 
zusammen mit ausreichenden unterstützenden Dienstleistungen, die de­
ren sofortigen Verzehr ermöglichen. Die Abgabe von Speisen und/oder 
Getränken ist nur eine Komponente der gesamten Leistung, bei der der 
Dienstleistungsanteil überwiegt. Restaurantdienstleistungen sind die Er­
bringung solcher Dienstleistungen in den Räumlichkeiten des Dienst­
leistungserbringers und Verpflegungsdienstleistungen sind die Erbrin­
gung solcher Dienstleistungen an einem anderen Ort als den Räumlich­
keiten des Dienstleistungserbringers. 

(2) Die Abgabe von zubereiteten oder nicht zubereiteten Speisen und/ 
oder Getränken mit oder ohne Beförderung, jedoch ohne andere unter­
stützende Dienstleistungen, gilt nicht als Restaurant- oder Verpflegungs­
dienstleistung im Sinne des Absatzes 1. 

▼B 
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Artikel 6a 

(1) Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne von Artikel 24 
Absatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG umfassen insbesondere 

a) Festnetz- und Mobiltelefondienste zur wechselseitigen Ton-, Daten- 
und Videoübertragung einschließlich Telefondienstleistungen mit 
bildgebender Komponente (Videofonie), 

b) über das Internet erbrachte Telefondienste einschließlich VoIP- 
Diensten (Voice over Internet Protocol); 

c) Sprachspeicherung (Voicemail), Anklopfen, Rufumleitung, Anruf­
erkennung, Dreiwegeanruf und andere Anrufverwaltungsdienste; 

d) Personenrufdienste (Paging-Dienste); 

e) Audiotextdienste; 

f) Fax, Telegrafie und Fernschreiben; 

g) den Zugang zum Internet einschließlich des World Wide Web; 

h) private Netzanschlüsse für Telekommunikationsverbindungen zur 
ausschließlichen Nutzung durch den Dienstleistungsempfänger. 

(2) Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne von Artikel 24 
Absatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG umfassen nicht 

a) elektronisch erbrachte Dienstleistungen; 

b) Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen (im „Folgenden Rundfunk­
dienstleistungen.“). 

Artikel 6b 

(1) Rundfunkdienstleistungen umfassen Dienstleistungen in Form 
von Audio- und audiovisuellen Inhalten wie Rundfunk- oder Fernseh­
sendungen, die auf der Grundlage eines Sendeplans über Kommunika­
tionsnetze durch einen Mediendiensteanbieter unter dessen redaktionel­
ler Verantwortung der Öffentlichkeit zum zeitgleichen Anhören oder 
Ansehen zur Verfügung gestellt werden. 

(2) Unter Absatz 01 fällt insbesondere Folgendes: 

a) Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die über einen Rundfunk- oder 
Fernsehsender verbreitet oder weiterverbreitet werden; 

b) Rundfunk — oder Fernsehsendungen, die über das Internet oder ein 
ähnliches elektronisches Netzwerk (IP-Streaming) verbreitet werden, 
wenn sie zeitgleich zu ihrer Verbreitung oder Weiterverbreitung 
durch einen Rundfunk- oder Fernsehsender übertragen werden. 

▼M2 
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(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 

a) Telekommunikationsdienstleistungen; 

b) elektronisch erbrachte Dienstleistungen; 

c) die Bereitstellung von Informationen über bestimmte auf Abruf er­
hältliche Programme; 

d) die Übertragung von Sende- oder Verbreitungsrechten; 

e) das Leasing von Geräten und technischer Ausrüstung zum Empfang 
von Rundfunkdienstleistungen; 

f) Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die über das Internet oder ein 
ähnliches elektronisches Netz (IP-Streaming) verbreitet werden, es 
sei denn, sie werden zeitgleich zu ihrer Verbreitung oder Weiterver­
breitung durch herkömmliche Rundfunk- oder Fernsehsender über­
tragen. 

▼B 

Artikel 7 

(1) „Elektronisch erbrachte Dienstleistungen“ im Sinne der Richtlinie 
2006/112/EG umfassen Dienstleistungen, die über das Internet oder ein 
ähnliches elektronisches Netz erbracht werden, deren Erbringung auf­
grund ihrer Art im Wesentlichen automatisiert und nur mit minimaler 
menschlicher Beteiligung erfolgt und ohne Informationstechnologie 
nicht möglich wäre. 

(2) Unter Absatz 1 fällt insbesondere das Folgende: 

a) Überlassung digitaler Produkte allgemein, z. B. Software und zu­
gehörige Änderungen oder Upgrades; 

b) Dienste, die in elektronischen Netzen eine Präsenz zu geschäftlichen 
oder persönlichen Zwecken, z. B. eine Website oder eine Webpage, 
vermitteln oder unterstützen; 

c) von einem Computer automatisch generierte Dienstleistungen über 
das Internet oder ein ähnliches elektronisches Netz auf der Grund­
lage spezifischer Dateninputs des Dienstleistungsempfängers; 

d) Einräumung des Rechts, gegen Entgelt eine Leistung auf einer Web­
site, die als Online-Marktplatz fungiert, zum Kauf anzubieten, wobei 
die potenziellen Käufer ihr Gebot im Wege eines automatisierten 
Verfahrens abgeben und die Beteiligten durch eine automatische, 
computergenerierte E-Mail über das Zustandekommen eines Ver­
kaufs unterrichtet werden; 

e) Internet-Service-Pakete, in denen die Telekommunikations-Kom­
ponente ein ergänzender oder untergeordneter Bestandteil ist (d. h. 
Pakete, die mehr ermöglichen als nur die Gewährung des Zugangs 
zum Internet und die weitere Elemente wie etwa Nachrichten, Wet­
terbericht, Reiseinformationen, Spielforen, Webhosting, Zugang zu 
Chatlines usw. umfassen); 

▼M2 
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f) die in Anhang I genannten Dienstleistungen. 

▼M2 
(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf: 

a) Rundfunkdienstleistungen; 

▼B 
b) Telekommunikationsdienstleistungen; 

c) Gegenstände bei elektronischer Bestellung und Auftragsbearbei­
tung; 

d) CD-ROMs, Disketten und ähnliche körperliche Datenträger; 

e) Druckerzeugnisse wie Bücher, Newsletter, Zeitungen und Zeit­
schriften; 

f) CDs und Audiokassetten; 

g) Videokassetten und DVDs; 

h) Spiele auf CD-ROM; 

i) Beratungsleistungen durch Rechtsanwälte, Finanzberater usw. per 
E-Mail; 

j) Unterrichtsleistungen, wobei ein Lehrer den Unterricht über das 
Internet oder ein elektronisches Netz, d. h. über einen Remote 
Link, erteilt; 

k) physische Offline-Reparatur von EDV-Ausrüstung; 

l) Offline-Data-Warehousing; 

m) Zeitungs-, Plakat- und Fernsehwerbung; 

n) Telefon-Helpdesks; 

o) Fernunterricht im herkömmlichen Sinne, z. B. per Post; 

p) Versteigerungen herkömmlicher Art, bei denen Menschen direkt 
tätig werden, unabhängig davon, wie die Gebote abgegeben wer­
den; 

▼M2 __________ 

t) online gebuchte Eintrittskarten für Veranstaltungen auf dem Gebiet 
der Kultur, der Künste, des Sports, der Wissenschaft, des Unter­
richts, der Unterhaltung und ähnliche Veranstaltungen; 

u) online gebuchte Beherbergungsleistungen, Mietwagen, Restaurant­
dienstleistungen, Personenbeförderungsdienste oder ähnliche 
Dienstleistungen. 

▼B 
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Artikel 8 

Baut ein Steuerpflichtiger lediglich die verschiedenen Teile einer Ma­
schine zusammen, die ihm alle vom Empfänger seiner Dienstleistung 
zur Verfügung gestellt wurden, so ist dieser Umsatz eine Dienstleistung 
im Sinne von Artikel 24 Absatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG. 

Artikel 9 

Der Verkauf einer Option, der in den Anwendungsbereich von Arti­
kel 135 Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie 2006/112/EG fällt, ist 
eine Dienstleistung im Sinne von Artikel 24 Absatz 1 der genannten 
Richtlinie. Diese Dienstleistung ist von den der Option zugrunde liegen­
den Umsätzen zu unterscheiden. 

▼M2 

Artikel 9a 

(1) Für die Anwendung von Artikel 28 der Richtlinie 2006/112/EG 
gilt, dass wenn elektronisch erbrachte Dienstleistungen über ein Tele­
kommunikationsnetz, eine Schnittstelle oder ein Portal wie einen Apps­
tore erbracht werden, davon auszugehen ist, dass ein an dieser Erbrin­
gung beteiligter Steuerpflichtiger im eigenen Namen, aber für Rechnung 
des Anbieters dieser Dienstleistungen tätig ist, es sei denn, dass dieser 
Anbieter von dem Steuerpflichtigen ausdrücklich als Leistungserbringer 
genannt wird und dies in den vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
den Parteien zum Ausdruck kommt. 

Damit der Anbieter der elektronisch erbrachten Dienstleistungen als 
vom Steuerpflichtigen ausdrücklich genannter Erbringer der elektronisch 
erbrachten Dienstleistungen angesehen werden kann, müssen die folgen­
den Bedingungen erfüllt sein: 

a) Auf der von jedem an der Erbringung der elektronisch erbrachten 
Dienstleistungen beteiligten Steuerpflichtigen ausgestellten oder ver­
fügbar gemachten Rechnung müssen die elektronisch erbrachten 
Dienstleistungen und der Erbringer dieser elektronisch erbrachten 
Dienstleistungen angegeben sein; 

b) auf der dem Dienstleistungsempfänger ausgestellten oder verfügbar 
gemachten Rechnung oder Quittung müssen die elektronisch er­
brachten Dienstleistungen und ihr Erbringer angegeben sein. 

Für die Zwecke dieses Absatzes ist es einem Steuerpflichtigen nicht 
gestattet, eine andere Person ausdrücklich als Erbringer von elektro­
nischen Dienstleistungen anzugeben, wenn er hinsichtlich der Erbrin­
gung dieser Dienstleistungen die Abrechnung mit dem Dienstleistungs­
empfänger autorisiert oder die Erbringung der Dienstleistungen geneh­
migt oder die allgemeinen Bedingungen der Erbringung festlegt. 

(2) Absatz 1 findet auch Abwendung, wenn über das Internet er­
brachte Telefondienste einschließlich VoIP-Diensten (Voice over Inter­
net Protocol) über ein Telekommunikationsnetz, eine Schnittstelle oder 
ein Portal wie einen Appstore erbracht werden und diese Erbringung 
unter den in Absatz 1 genannten Bedingungen erfolgt. 

(3) Dieser Artikel gilt nicht für einen Steuerpflichtigen, der lediglich 
Zahlungen in Bezug auf elektronisch erbrachte Dienstleistungen oder 

▼B 
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über das Internet erbrachte Telefondienste einschließlich VoIP-Diensten 
(Voice over Internet Protocol) abwickelt und nicht an der Erbringung 
dieser elektronisch erbrachten Dienstleistungen oder Telefondienste be­
teiligt ist. 

▼B 

KAPITEL V 

ORT DES STEUERBAREN UMSATZES 

ABSCHNITT 1 

Begriffe 

Artikel 10 

(1) Für die Anwendung der Artikel 44 und 45 der Richtlinie 
2006/112/EG gilt als Ort, an dem der Steuerpflichtige den Sitz seiner 
wirtschaftlichen Tätigkeit hat, der Ort, an dem die Handlungen zur 
zentralen Verwaltung des Unternehmens vorgenommen werden. 

(2) Zur Bestimmung des Ortes nach Absatz 1 werden der Ort, an 
dem die wesentlichen Entscheidungen zur allgemeinen Leitung des Un­
ternehmens getroffen werden, der Ort seines satzungsmäßigen Sitzes 
und der Ort, an dem die Unternehmensleitung zusammenkommt, heran­
gezogen. 

Kann anhand dieser Kriterien der Ort des Sitzes der wirtschaftlichen 
Tätigkeit eines Unternehmens nicht mit Sicherheit bestimmt werden, 
so wird der Ort, an dem die wesentlichen Entscheidungen zur allgemei­
nen Leitung des Unternehmens getroffen werden, zum vorrangigen Kri­
terium. 

(3) Allein aus dem Vorliegen einer Postanschrift kann nicht geschlos­
sen werden, dass sich dort der Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit eines 
Unternehmens befindet. 

Artikel 11 

(1) Für die Anwendung des Artikels 44 der Richtlinie 2006/112/EG 
gilt als „feste Niederlassung“ jede Niederlassung mit Ausnahme des 
Sitzes der wirtschaftlichen Tätigkeit nach Artikel 10 dieser Verordnung, 
die einen hinreichenden Grad an Beständigkeit sowie eine Struktur auf­
weist, die es ihr von der personellen und technischen Ausstattung her 
erlaubt, Dienstleistungen, die für den eigenen Bedarf dieser Niederlas­
sung erbracht werden, zu empfangen und dort zu verwenden. 

(2) Für die Anwendung der folgenden Artikel gilt als „feste Nieder­
lassung“ jede Niederlassung mit Ausnahme des Sitzes der wirtschaftli­
chen Tätigkeit nach Artikel 10 dieser Verordnung, die einen hinreichen­
den Grad an Beständigkeit sowie eine Struktur aufweist, die es von der 
personellen und technischen Ausstattung her erlaubt, Dienstleistungen 
zu erbringen: 

a) Artikel 45 der Richtlinie 2006/112/EG; 

b) ab 1. Januar 2013 Artikel 56 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 
2006/112/EG; 

c) bis 31. Dezember 2014 Artikel 58 der Richtlinie 2006/112/EG; 

▼M2 
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d) Artikel 192a der Richtlinie 2006/112/EG. 

(3) Allein aus der Tatsache, dass eine Mehrwertsteuer-Identifikations­
nummer zugeteilt wurde, kann nicht darauf geschlossen werden, dass 
ein Steuerpflichtiger eine „feste Niederlassung“ hat. 

Artikel 12 

Für die Anwendung der Richtlinie 2006/112/EG gilt als „Wohnsitz“ 
einer natürlichen Person, unabhängig davon, ob diese Person steuer­
pflichtig ist oder nicht, der im Melderegister oder in einem ähnlichen 
Register eingetragene Wohnsitz oder der Wohnsitz, den die betreffende 
Person bei der zuständigen Steuerbehörde angegeben hat, es sei denn, es 
liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass dieser Wohnsitz nicht die tatsäch­
lichen Gegebenheiten widerspiegelt. 

Artikel 13 

Im Sinne der Richtlinie 2006/112/EG gilt als „gewöhnlicher Aufent­
haltsort“ einer natürlichen Person, unabhängig davon, ob diese Person 
steuerpflichtig ist oder nicht, der Ort, an dem diese natürliche Person 
aufgrund persönlicher und beruflicher Bindungen gewöhnlich lebt. 

Liegen die beruflichen Bindungen einer natürlichen Person in einem 
anderen Land als dem ihrer persönlichen Bindungen oder gibt es keine 
beruflichen Bindungen, so bestimmt sich der gewöhnliche Aufenthalts­
ort nach den persönlichen Bindungen, die enge Beziehungen zwischen 
der natürlichen Person und einem Wohnort erkennen lassen. 

▼M2 

Artikel 13a 

Als Ort, an dem eine nichtsteuerpflichtige juristische Person im Sinne 
von Artikel 56 Absatz 2 Unterabsatz 1, Artikel 58 und Artikel 59 der 
Richtlinie 2006/112/EG ansässig ist, gilt 

a) der Ort, an dem Handlungen zu ihrer zentralen Verwaltung aus­
geführt werden, oder 

b) der Ort jeder anderen Niederlassung, die einen hinreichenden Grad 
an Beständigkeit sowie eine Struktur aufweist, die es ihr von der 
personellen und technischen Ausstattung her erlaubt, Dienstleistun­
gen, die für den eigenen Bedarf dieser Niederlassung erbracht wer­
den, zu empfangen und dort zu verwenden. 

Artikel 13b 

Für die Zwecke der Anwendung der Richtlinie 2006/112/EG gilt als 
„Grundstück“ 

a) ein bestimmter über- oder unterirdischer Teil der Erdoberfläche, an 
dem Eigentum und Besitz begründet werden kann; 

b) jedes mit oder in dem Boden über oder unter dem Meeresspiegel 
befestigte Gebäude oder jedes derartige Bauwerk, das nicht leicht 
abgebaut oder bewegt werden kann; 

▼B 
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c) jede Sache, die einen wesentlichen Bestandteil eines Gebäudes oder 
eines Bauwerks bildet, ohne die das Gebäude oder das Bauwerk 
unvollständig ist, wie zum Beispiel Türen, Fenster, Dächer, Treppen­
häuser und Aufzüge; 

d) Sachen, Ausstattungsgegenstände oder Maschinen, die auf Dauer in 
einem Gebäude oder einem Bauwerk installiert sind, und die nicht 
bewegt werden können, ohne das Gebäude oder das Bauwerk zu 
zerstören oder zu verändern. 

▼B 

ABSCHNITT 2 

Ort der Lieferung von Gegenständen 

(Artikel 31 bis 39 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 14 

Wird im Laufe eines Kalenderjahres der von einem Mitgliedstaat gemäß 
Artikel 34 der Richtlinie 2006/112/EG angewandte Schwellenwert über­
schritten, so ergibt sich aus Artikel 33 jener Richtlinie keine Änderung 
des Ortes der Lieferungen von nicht verbrauchsteuerpflichtigen Waren, 
die in dem fraglichen Kalenderjahr vor Überschreiten des von diesem 
Mitgliedstaat für das laufende Kalenderjahr angewandten Schwellen­
werts getätigt wurden, unter der Bedingung, dass alle folgenden Voraus­
setzungen erfüllt sind: 

a) der Lieferer hat nicht die Wahlmöglichkeit des Artikels 34 Absatz 4 
jener Richtlinie in Anspruch genommen; 

b) der Wert seiner Lieferungen von Gegenständen hat den Schwellen­
wert im vorangegangenen Jahr nicht überschritten. 

Hingegen ändert Artikel 33 der Richtlinie 2006/112/EG den Ort folgen­
der Lieferungen in den Mitgliedstaat der Beendigung des Versands oder 
der Beförderung: 

a) die Lieferung von Gegenständen, mit der der vom Mitgliedstaat für 
das laufende Kalenderjahr angewandte Schwellenwert in dem laufen­
den Kalenderjahr überschritten wurde; 

b) alle weiteren Lieferungen von Gegenständen in denselben Mitglied­
staat in dem betreffenden Kalenderjahr; 

c) Lieferungen von Gegenständen in denselben Mitgliedstaat in dem 
Kalenderjahr, das auf das Jahr folgt, in dem das unter Buchstabe a 
genannte Ereignis eingetreten ist. 

Artikel 15 

Zur Bestimmung des innerhalb der Gemeinschaft stattfindenden Teils 
der Personenbeförderung im Sinne des Artikels 37 der Richtlinie 
2006/112/EG ist die Reisestrecke des Beförderungsmittels, nicht die 
der beförderten Personen, ausschlaggebend. 
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ABSCHNITT 3 

Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs von Gegenständen 

(Artikel 40, 41 und 42 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 16 

Der Mitgliedstaat der Beendigung des Versands oder der Beförderung 
der Gegenstände, in dem ein innergemeinschaftlicher Erwerb von Ge­
genständen im Sinne von Artikel 20 der Richtlinie 2006/112/EG erfolgt, 
nimmt seine Besteuerungskompetenz unabhängig von der mehrwertsteu­
erlichen Behandlung des Umsatzes im Mitgliedstaat des Beginns des 
Versands oder der Beförderung der Gegenstände wahr. 

Ein etwaiger vom Lieferer der Gegenstände gestellter Antrag auf Be­
richtigung der in Rechnung gestellten und gegenüber dem Mitgliedstaat 
des Beginns des Versands oder der Beförderung der Gegenstände er­
klärten Mehrwertsteuer wird von diesem Mitgliedstaat nach seinen na­
tionalen Vorschriften bearbeitet. 

ABSCHNITT 4 

Ort der Dienstleistung 

(Artikel 43 bis 59 der Richtlinie 2006/112/EG) 

U n t e r a b s c h n i t t 1 

S t a t u s d e s D i e n s t l e i s t u n g s e m p f ä n g e r s 

Artikel 17 

(1) Hängt die Bestimmung des Ortes der Dienstleistung davon ab, ob 
es sich bei dem Dienstleistungsempfänger um einen Steuerpflichtigen 
oder um einen Nichtsteuerpflichtigen handelt, so wird der Status des 
Dienstleistungsempfängers nach den Artikeln 9 bis 13 und 43 der Richt­
linie 2006/112/EG bestimmt. 

(2) Eine nicht steuerpflichtige juristische Person, der gemäß Arti­
kel 214 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG eine Mehr­
wertsteuer-Identifikationsnummer zugeteilt wurde oder die verpflichtet 
ist, sich für Mehrwertsteuerzwecke erfassen zu lassen, weil ihre inner­
gemeinschaftlichen Erwerbe von Gegenständen der Mehrwertsteuer un­
terliegen oder weil sie die Wahlmöglichkeit in Anspruch genommen hat, 
diese Umsätze der Mehrwertsteuerpflicht zu unterwerfen, gilt als Steuer­
pflichtiger im Sinne des Artikels 43 jener Richtlinie. 

Artikel 18 

(1) Sofern dem Dienstleistungserbringer keine gegenteiligen Informa­
tionen vorliegen, kann er davon ausgehen, dass ein in der Gemeinschaft 
ansässiger Dienstleistungsempfänger den Status eines Steuerpflichtigen 
hat, 

a) wenn der Dienstleistungsempfänger ihm seine individuelle Mehr­
wertsteuer-Identifikationsnummer mitgeteilt hat und er die Bestäti­
gung der Gültigkeit dieser Nummer sowie die des zugehörigen Na­
mens und der zugehörigen Anschrift gemäß Artikel 31 der Verord­
nung (EG) Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämp­
fung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer ( 1 ) erlangt hat; 
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b) wenn er, sofern der Dienstleistungsempfänger noch keine individu­
elle Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer erhalten hat, jedoch mit­
teilt, dass er die Zuteilung einer solchen Nummer beantragt hat, 
anhand eines anderen Nachweises feststellt, dass es sich bei dem 
Dienstleistungsempfänger um einen Steuerpflichtigen oder eine nicht 
steuerpflichtige juristische Person handelt, die verpflichtet ist, sich 
für Mehrwertsteuerzwecke erfassen zu lassen, und mittels handels­
üblicher Sicherheitsmaßnahmen (wie beispielsweise der Kontrolle 
der Angaben zur Person oder von Zahlungen) in zumutbarem Um­
fang die Richtigkeit der vom Dienstleistungsempfänger gemachten 
Angaben überprüft. 

(2) Sofern dem Dienstleistungserbringer keine gegenteiligen Informa­
tionen vorliegen, kann er davon ausgehen, dass ein in der Gemeinschaft 
ansässiger Dienstleistungsempfänger den Status eines Nichtsteuerpflich­
tigen hat, wenn er nachweist, dass Letzterer ihm seine individuelle 
Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer nicht mitgeteilt hat. 

▼M2 
Ungeachtet gegenteiliger Informationen kann jedoch der Erbringer von 
Telekommunikations-, Rundfunk- oder elektronisch erbrachten Dienst­
leistungen davon ausgehen, dass ein innerhalb der Gemeinschaft ansäs­
siger Dienstleistungsempfänger den Status eines Nichtsteuerpflichtigen 
hat, solange der Dienstleistungsempfänger ihm seine individuelle Mehr­
wertsteuer-Identifikationsnummer nicht mitgeteilt hat. 

▼B 
(3) Sofern dem Dienstleistungserbringer keine gegenteiligen Informa­
tionen vorliegen, kann er davon ausgehen, dass ein außerhalb der Ge­
meinschaft ansässiger Dienstleistungsempfänger den Status eines Steuer­
pflichtigen hat, 

a) wenn er vom Dienstleistungsempfänger die von den für den Dienst­
leistungsempfänger zuständigen Steuerbehörden ausgestellte Beschei­
nigung erlangt, wonach der Dienstleistungsempfänger eine wirt­
schaftliche Tätigkeit ausübt, die es ihm ermöglicht, eine Erstattung 
der Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 86/560/EWG des Rates 
vom 17. November 1986 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Verfahren der Erstat­
tung der Mehrwertsteuer an nicht im Gebiet der Gemeinschaft an­
sässige Steuerpflichtige ( 1 ) zu erhalten; 

b) wenn ihm, sofern der Dienstleistungsempfänger diese Bescheinigung 
nicht besitzt, eine Mehrwertsteuernummer oder eine ähnliche dem 
Dienstleistungsempfänger von seinem Ansässigkeitsstaat zugeteilte 
und zur Identifizierung von Unternehmen verwendete Nummer vor­
liegt oder er anhand eines anderen Nachweises feststellt, dass es sich 
bei dem Dienstleistungsempfänger um einen Steuerpflichtigen han­
delt, und er mittels handelsüblicher Sicherheitsmaßnahmen (wie bei­
spielsweise derjenigen in Bezug auf die Kontrolle der Angaben zur 
Person oder von Zahlungen) in zumutbarem Umfang die Richtigkeit 
der vom Dienstleistungsempfänger gemachten Angaben überprüft. 

U n t e r a b s c h n i t t 2 

E i g e n s c h a f t d e s D i e n s t l e i s t u n g s e m p f ä n g e r s 

Artikel 19 

Für die Zwecke der Anwendung der Bestimmungen über den Ort der 
Dienstleistung nach Artikel 44 und 45 der Richtlinie 2006/112/EG gilt 
ein Steuerpflichtiger oder eine als Steuerpflichtiger geltende nichtsteuer­
pflichtige juristische Person, der/die Dienstleistungen ausschließlich zum 
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privaten Gebrauch, einschließlich zum Gebrauch durch sein/ihr Personal 
empfängt, als nicht steuerpflichtig. 

Sofern dem Dienstleistungserbringer keine gegenteiligen Informationen 
— wie etwa die Art der erbrachten Dienstleistungen — vorliegen, kann 
er davon ausgehen, dass es sich um Dienstleistungen für die unterneh­
merischen Zwecke des Dienstleistungsempfängers handelt, wenn Letz­
terer ihm für diesen Umsatz seine individuelle Mehrwertsteuer-Identifi­
kationsnummer mitgeteilt hat. 

Ist ein und dieselbe Dienstleistung sowohl zum privaten Gebrauch, ein­
schließlich zum Gebrauch durch das Personal, als auch für die unter­
nehmerischen Zwecke des Dienstleistungsempfängers bestimmt, so fällt 
diese Dienstleistung ausschließlich unter Artikel 44 der Richtlinie 
2006/112/EG, sofern keine missbräuchlichen Praktiken vorliegen. 

U n t e r a b s c h n i t t 3 

O r t d e s D i e n s t l e i s t u n g s e m p f ä n g e r s 

Artikel 20 

Fällt eine Dienstleistung an einen Steuerpflichtigen oder an eine nicht 
steuerpflichtige juristische Person, die als Steuerpflichtiger gilt, in den 
Anwendungsbereich des Artikels 44 der Richtlinie 2006/112/EG und ist 
dieser Steuerpflichtige in einem einzigen Land ansässig oder befindet 
sich, in Ermangelung eines Sitzes der wirtschaftlichen Tätigkeit oder 
einer festen Niederlassung, sein Wohnsitz und sein gewöhnlicher Auf­
enthaltsort in einem einzigen Land, so ist diese Dienstleistung in diesem 
Land zu besteuern. 

Der Dienstleistungserbringer stellt diesen Ort auf der Grundlage der 
vom Dienstleistungsempfänger erhaltenen Informationen fest und über­
prüft diese Informationen mittels handelsüblicher Sicherheitsmaßnah­
men, wie beispielsweise der Kontrolle der Angaben zur Person oder 
von Zahlungen. 

Die Information kann auch eine von dem Mitgliedstaat, in dem der 
Dienstleistungsempfänger ansässig ist, zugeteilten Mehrwertsteuer-Iden­
tifikationsnummer beinhalten. 

Artikel 21 

Fällt eine Dienstleistung an einen Steuerpflichtigen oder an eine nicht 
steuerpflichtige juristische Person, die als Steuerpflichtiger gilt, in den 
Anwendungsbereich des Artikels 44 der Richtlinie 2006/112/EG und ist 
der Steuerpflichtige in mehr als einem Land ansässig, so ist diese 
Dienstleistung in dem Land zu besteuern, in dem der Dienstleistungs­
empfänger den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat. 

Wird die Dienstleistung jedoch an eine feste Niederlassung des Steuer­
pflichtigen an einem anderen Ort erbracht als dem Ort, an dem sich der 
Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit des Dienstleistungsempfängers befin­
det, so ist diese Dienstleistung am Ort der festen Niederlassung zu 
besteuern, die Empfänger der Dienstleistung ist und sie für den eigenen 
Bedarf verwendet. 
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Verfügt der Steuerpflichtige weder über einen Sitz der wirtschaftlichen 
Tätigkeit noch über eine feste Niederlassung, so ist die Dienstleistung 
am Wohnsitz des Steuerpflichtigen oder am Ort seines gewöhnlichen 
Aufenthalts zu besteuern. 

Artikel 22 

(1) Der Dienstleistungserbringer prüft die Art und die Verwendung 
der erbrachten Dienstleistung, um die feste Niederlassung des Dienst­
leistungsempfängers zu ermitteln, an die die Dienstleistung erbracht 
wird. 

Kann der Dienstleistungserbringer weder anhand der Art der erbrachten 
Dienstleistung noch ihrer Verwendung die feste Niederlassung ermitteln, 
an die die Dienstleistung erbracht wird, so prüft er bei der Ermittlung 
dieser festen Niederlassung insbesondere, ob der Vertrag, der Bestell­
schein und die vom Mitgliedstaat des Dienstleistungsempfängers ver­
gebene und ihm vom Dienstleistungsempfänger mitgeteilte Mehrwert­
steuer-Identifikationsnummer die feste Niederlassung als Dienstleis­
tungsempfänger ausweisen und ob die feste Niederlassung die Dienst­
leistung bezahlt. 

Kann die feste Niederlassung des Dienstleistungsempfängers, an die die 
Dienstleistung erbracht wird, gemäß den Unterabsätzen 1 und 2 des 
vorliegenden Absatzes nicht bestimmt werden oder werden einem Steu­
erpflichtigen unter Artikel 44 der Richtlinie 2006/112/EG fallende 
Dienstleistungen innerhalb eines Vertrags erbracht, der eine oder meh­
rere Dienstleistungen umfasst, die auf nicht feststellbare oder nicht 
quantifizierbare Weise genutzt werden, so kann der Dienstleistungs­
erbringer berechtigterweise davon ausgehen, dass diese Dienstleistungen 
an dem Ort erbracht werden, an dem der Dienstleistungsempfänger den 
Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat. 

(2) Die Pflichten des Dienstleistungsempfängers bleiben von der An­
wendung dieses Artikels unberührt. 

Artikel 23 

(1) Ist eine Dienstleistung ab 1. Januar 2013 entsprechend Artikel 56 
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG an dem Ort zu 
versteuern, an dem der Dienstleistungsempfänger ansässig ist, oder in 
Ermangelung eines solchen Sitzes an seinem Wohnsitz oder an seinem 
gewöhnlichen Aufenthaltsort, so stellt der Dienstleistungserbringer die­
sen Ort auf der Grundlage der vom Dienstleistungsempfänger erhaltenen 
Sachinformationen fest und überprüft diese Informationen mittels han­
delsüblicher Sicherheitsmaßnahmen, wie beispielsweise der Kontrolle 
von Angaben zur Person oder von Zahlungen. 

(2) Ist eine Dienstleistung entsprechend den Artikeln 58 und 59 der 
Richtlinie 2006/112/EG an dem Ort zu versteuern, an dem der Dienst­
leistungsempfänger ansässig ist, oder in Ermangelung eines solchen 
Sitzes an seinem Wohnsitz oder an seinem gewöhnlichen Aufenthaltsort, 
so stellt der Dienstleistungserbringer diesen Ort auf der Grundlage der 
vom Dienstleistungsempfänger erhaltenen Sachinformationen fest und 
überprüft diese Informationen mittels der handelsüblichen Sicherheits­
maßnahmen, wie beispielsweise der Kontrolle von Angaben zur Person 
oder von Zahlungen. 

▼M2 

Artikel 24 

Wird eine Dienstleistung, die unter Artikel 56 Absatz 2 Unterabsatz 1 
oder unter die Artikel 58 und 59 der Richtlinie 2006/112/EG fällt, an 

▼B 

02011R0282 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 14



 

einen Nichtsteuerpflichtigen erbracht, der in verschiedenen Ländern an­
sässig ist oder seinen Wohnsitz in einem Land und seinen gewöhnlichen 
Aufenthaltsort in einem anderen Land hat, so ist folgender Ort vorran­
gig: 

a) im Fall einer nichtsteuerpflichtigen juristischen Person der in Arti­
kel 13a Buchstabe a dieser Verordnung genannte Ort, es sei denn, es 
liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass die Dienstleistung tatsächlich 
an dem in Artikel 13a Buchstabe b genannten Ort ihrer Niederlas­
sung in Anspruch genommen wird; 

b) im Fall einer natürlichen Person der gewöhnliche Aufenthaltsort, es 
sei denn, es liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass die Dienstleistung 
am Wohnsitz der betreffenden Person in Anspruch genommen wird. 

U n t e r a b s c h n i t t 3 a 

V e r m u t u n g e n b e z ü g l i c h d e s O r t e s d e s 
D i e n s t l e i s t u n g s e m p f ä n g e r s 

Artikel 24a 

(1) Für die Zwecke der Anwendung der Artikel 44, 58 und 59a der 
Richtlinie 2006/112/EG wird vermutet, dass wenn ein Dienstleistungs­
erbringer Telekommunikations-, Rundfunk- oder elektronisch erbrachte 
Dienstleistungen an Orten wie Telefonzellen, Kiosk-Telefonen, WLAN- 
Hot-Spots, Internetcafés, Restaurants oder Hotellobbys erbringt, und der 
Dienstleistungsempfänger an diesem Ort physisch anwesend sein muss, 
damit ihm die Dienstleistung durch diesen Dienstleistungserbringer er­
bracht werden kann, der Dienstleistungsempfänger an dem betreffenden 
Ort ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Auf­
enthaltsort hat und dass die Dienstleistung an diesem Ort tatsächlich 
genutzt und ausgewertet wird. 

(2) Befindet sich der Ort im Sinne von Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels an Bord eines Schiffes, eines Flugzeugs oder in einer Eisen­
bahn während einer Personenbeförderung, die innerhalb der Gemein­
schaft gemäß den Artikeln 37 und 57 der Richtlinie 2006/112/EG statt­
findet, so ist das Land, in dem sich der Ort befindet, das Abgangsland 
der Personenbeförderung. 

Artikel 24b 

Für die Zwecke der Anwendung von Artikel 58 der Richtlinie 
2006/112/EG gilt, dass wenn einem Nichtsteuerpflichtigen Telekom­
munikations-, Rundfunk- oder elektronisch erbrachte Dienstleistungen: 

a) über seinen Festnetzanschluss erbracht werden, die Vermutung gilt, 
dass der Dienstleistungsempfänger an dem Ort, an dem sich der 
Festnetzanschluss befindet, ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat; 

b) über mobile Netze erbracht werden, die Vermutung gilt, dass der 
Dienstleistungsempfänger in dem Land, das durch den Ländercode 
der bei Inanspruchnahme der Dienstleistungen verwendeten SIM- 
Karte bezeichnet wird, ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort hat; 

c) erbracht werden, für die ein Decoder oder ein ähnliches Gerät oder 
eine Programm- oder Satellitenkarte verwendet werden muss und 
wird kein Festnetzanschluss verwendet, die Vermutung gilt, dass 
der Dienstleistungsempfänger an dem Ort, an dem sich der Decoder 
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oder das ähnliche Gerät befindet, oder, wenn dieser Ort unbekannt 
ist, an dem Ort, an den die Programm- oder Satellitenkarte zur Ver­
wendung gesendet wird, ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat; 

d) unter anderen als den in den Artikeln 24a und in den Buchstaben a, 
b und c des vorliegenden Artikels genannten Bedingungen erbracht 
werden, die Vermutung gilt, dass der Dienstleistungsempfänger an 
dem Ort ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthaltsort hat, der vom Leistungserbringer unter Verwendung 
von zwei einander nicht widersprechenden Beweismitteln gemäß 
Artikel 24f der vorliegenden Verordnung als solcher bestimmt wird. 

Artikel 24c 

Werden einem Nichtsteuerpflichtigen Beförderungsmittel vermietet, aus­
genommen die Vermietung über einen kürzeren Zeitraum, so ist für die 
Zwecke der Anwendung von Artikel 56 Absatz 2 der Richtlinie 
2006/112/EG von der Vermutung auszugehen, dass der Dienstleistungs­
empfänger an dem Ort ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, der vom Leistungserbringer unter Ver­
wendung von zwei einander nicht widersprechenden Beweismitteln ge­
mäß Artikel 24e der vorliegenden Verordnung als solcher bestimmt 
wird. 

U n t e r a b s c h n i t t 3 b 

W i d e r l e g u n g v o n V e r m u t u n g e n 

Artikel 24d 

(1) Erbringt ein Leistungserbringer eine in Artikel 58 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates aufgeführte Dienstleistung, so kann er eine Ver­
mutung nach Artikel 24a oder 24b Buchstaben a, b oder c der vor­
liegenden Verordnung durch drei einander nicht widersprechende Be­
weismittel widerlegen, aus denen hervorgeht, dass der Dienstleistungs­
empfänger an einem anderen Ort ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. 

(2) Der Fiskus kann Vermutungen nach Artikel 24a, 24b, 24c wider­
legen, wenn es Hinweise auf falsche Anwendung oder Missbrauch 
durch den Leistungserbringer gibt. 

U n t e r a b s c h n i t t 3 c 

B e w e i s m i t t e l f ü r d i e B e s t i m m u n g d e s O r t e s d e s 
D i e n s t l e i s t u n g s e m p f ä n g e r s u n d W i d e r l e g u n g 

v o n V e r m u t u n g e n 

Artikel 24e 

Für die Zwecke der Anwendung von Artikel 56 Absatz 2 der Richtlinie 
2006/112/EG und der Erfüllung der Anforderungen gemäß Artikel 24c 
der vorliegenden Verordnung gilt als Beweismittel insbesondere Folgen­
des: 

a) die Rechnungsanschrift des Dienstleistungsempfängers; 

▼M2 

02011R0282 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 16



 

b) Bankangaben wie der Ort, an dem das für die Zahlung verwendete 
Bankkonto geführt wird, oder die der Bank vorliegende Rechnungs­
anschrift des Dienstleistungsempfängers; 

c) die Zulassungsdaten des von dem Dienstleistungsempfänger gemie­
teten Beförderungsmittels, wenn dieses an dem Ort, an dem es ge­
nutzt wird, zugelassen sein muss, oder ähnliche Informationen; 

d) sonstige wirtschaftlich relevante Informationen. 

Artikel 24f 

Für die Zwecke der Anwendung von Artikel 58 der Richtlinie 
2006/112/EG und der Erfüllung der Anforderungen gemäß Artikel 24b 
Buchstabe d oder Artikel 24d Absatz 1 der vorliegenden Verordnung 
gilt als Beweismittel insbesondere Folgendes: 

a) die Rechnungsanschrift des Dienstleistungsempfängers; 

b) die Internet-Protokoll-Adresse (IP-Adresse) des von dem Dienstleis­
tungsempfänger verwendeten Geräts oder jedes Verfahren der Geo­
lokalisierung; 

c) Bankangaben wie der Ort, an dem das für die Zahlung verwendete 
Bankkonto geführt wird oder die der Bank vorliegende Rechnungs­
anschrift des Dienstleistungsempfängers; 

d) der Mobilfunk-Ländercode (Mobile Country Code — MCC) der 
Internationalen Mobilfunk-Teilnehmerkennung (International Mobile 
Subscriber Identity — IMSI), der auf der von dem Dienstleistungs­
empfänger verwendeten SIM-Karte (Teilnehmer-Identifikationsmodul 
— Subscriber Identity Module) gespeichert ist; 

e) der Ort des Festnetzanschlusses des Dienstleistungsempfängers, über 
den ihm die Dienstleistung erbracht wird; 

f) sonstige wirtschaftlich relevante Informationen. 

▼B 

U n t e r a b s c h n i t t 4 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n z u r E r m i t t l u n g d e s 
S t a t u s , d e r E i g e n s c h a f t u n d d e s O r t e s d e s 

D i e n s t l e i s t u n g s e m p f ä n g e r s 

Artikel 25 

Zur Anwendung der Vorschriften hinsichtlich des Ortes der Dienstleis­
tung sind lediglich die Umstände zu dem Zeitpunkt zu berücksichtigen, 
zu dem der Steuertatbestand eintritt. Jede spätere Änderung des Ver­
wendungszwecks der betreffenden Dienstleistung wirkt sich nicht auf 
die Bestimmung des Orts der Dienstleistung aus, sofern keine miss­
bräuchlichen Praktiken vorliegen. 
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U n t e r a b s c h n i t t 5 

D i e n s t l e i s t u n g e n , d i e u n t e r d i e A l l g e m e i n e n 
B e s t i m m u n g e n f a l l e n 

Artikel 26 

Die Erteilung des Rechts zur Fernsehübertragung von Fußballspielen 
durch Organisationen an Steuerpflichtige fällt unter Artikel 44 der 
Richtlinie 2006/112/EG. 

Artikel 27 

Dienstleistungen, die in der Beantragung oder Vereinnahmung von Er­
stattungen der Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2008/9/EG des Ra­
tes vom 12. Februar 2008 zur Regelung der Erstattung der Mehrwert­
steuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der 
Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuer­
pflichtige ( 1 ) bestehen, fallen unter Artikel 44 der Richtlinie 
2006/112/EG. 

Artikel 28 

Insoweit sie eine einheitliche Dienstleistung darstellen, fallen Dienstleis­
tungen, die im Rahmen einer Bestattung erbracht werden, unter Arti­
kel 44 und 45 der Richtlinie 2006/112/EG. 

Artikel 29 

Unbeschadet des Artikels 41 der vorliegenden Verordnung fallen 
Dienstleistungen der Textübersetzung unter die Artikel 44 und 45 der 
Richtlinie 2006/112/EG. 

U n t e r a b s c h n i t t 6 

D i e n s t l e i s t u n g e n v o n V e r m i t t l e r n 

Artikel 30 

Unter den Begriff der Dienstleistung von Vermittlern in Artikel 46 der 
Richtlinie 2006/112/EG fallen sowohl Dienstleistungen von Vermittlern, 
die im Namen und für Rechnung des Empfängers der vermittelten 
Dienstleistung handeln, als auch Dienstleistungen von Vermittlern, die 
im Namen und für Rechnung des Erbringers der vermittelten Dienst­
leistungen handeln. 

Artikel 31 

Dienstleistungen von Vermittlern, die im Namen und für Rechnung 
Dritter handeln, und die in der Vermittlung einer Beherbergungsdienst­
leistung in der Hotelbranche oder in Branchen mit ähnlicher Funktion 
bestehen, fallen in den Anwendungsbereich: 
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a) des Artikels 44 der Richtlinie 2006/112/EG, wenn sie an einen 
Steuerpflichtigen, der als solcher handelt, oder an eine nichtsteuer­
pflichtige juristische Person, die als Steuerpflichtiger gilt, erbracht 
werden; 

b) des Artikels 46 der genannten Richtlinie, wenn sie an einen Nicht­
steuerpflichtigen erbracht werden. 

▼M2 

U n t e r a b s c h n i t t 6 a 

D i e n s t l e i s t u n g e n i m Z u s a m m e n h a n g m i t 
G r u n d s t ü c k e n 

Artikel 31a 

(1) Dienstleistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück im 
Sinne von Artikel 47 der Richtlinie 2006/112/EG umfassen nur Dienst­
leistungen, die in einen hinreichend direkten Zusammenhang mit dem 
Grundstück stehen. In folgenden Fällen sind Dienstleistungen als in 
einem hinreichend direkten Zusammenhang mit einem Grundstück ste­
hend anzusehen: 

a) wenn sie von einem Grundstück abgeleitet sind und das Grundstück 
einen wesentlichen Bestandteil der Dienstleistung darstellt und zen­
tral und wesentlich für die erbrachte Dienstleistung ist; 

b) wenn sie für das Grundstück selbst erbracht werden oder auf das 
Grundstück selbst gerichtet sind, und deren Zweck in rechtlichen 
oder physischen Veränderungen an dem Grundstück besteht. 

(2) Unter Absatz 1 fällt insbesondere Folgendes: 

a) Erstellung von Bauplänen für Gebäude oder Gebäudeteile für ein 
bestimmtes Grundstück ungeachtet der Tatsache, ob dieses Gebäude 
tatsächlich errichtet wird oder nicht; 

b) Bauaufsichtsmaßnahmen oder grundstücksbezogene Sicherheits­
dienste, die vor Ort erbracht werden; 

c) Errichtung eines Gebäudes an Land sowie Bauleistungen und Ab­
rissarbeiten an einem Gebäude oder Gebäudeteil; 

d) Errichtung anderer auf Dauer angelegter Konstruktionen an Land 
sowie Bauleistungen und Abrissarbeiten an anderen auf Dauer an­
gelegten Konstruktionen wie Leitungen für Gas, Wasser, Abwasser 
und dergleichen; 

e) Landbearbeitung einschließlich landwirtschaftlicher Dienstleistungen 
wie Landbestellung, Säen, Bewässerung und Düngung; 

f) Vermessung und Begutachtung von Gefahr und Zustand von Grund­
stücken; 

g) Bewertung von Grundstücken, auch zu Versicherungszwecken, zur 
Ermittlung des Grundstückswerts als Sicherheit für ein Darlehen 
oder für die Bewertung von Gefahren und Schäden in Streitfällen; 
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h) Vermietung und Verpachtung von Grundstücken mit der Ausnahme 
der unter Absatz 3 Buchstabe c genannten Dienstleistungen, ein­
schließlich der Lagerung von Gegenständen, wenn hierfür ein be­
stimmter Teil des Grundstücks der ausschließlichen Nutzung durch 
den Dienstleistungsempfänger gewidmet ist; 

i) Zurverfügungstellen von Unterkünften in der Hotelbranche oder in 
Branchen mit ähnlicher Funktion, wie zum Beispiel in Ferienlagern 
oder auf einem als Campingplatz hergerichteten Gelände einschließ­
lich Umwandlung von Teilzeitnutzungsrechten (Timesharing) und 
dergleichen für Aufenthalte an einem bestimmten Ort; 

j) Gewährung und Übertragung sonstiger nicht unter den Buchstaben h 
und i aufgeführter Nutzungsrechte an Grundstücken und Teilen da­
von einschließlich der Erlaubnis, einen Teil des Grundstücks zu 
nutzen, wie zum Beispiel die Gewährung von Fischereirechten 
und Jagdrechten oder die Zugangsberechtigung zu Warteräumen in 
Flughäfen, oder die Nutzung von Infrastruktur, für die Maut gefor­
dert wird, wie Brücken oder Tunnel; 

k) Wartungs-, Renovierungs- und Reparaturarbeiten an einem Gebäude 
oder an Gebäudeteilen einschließlich Reinigung, Verlegen von Flie­
sen und Parkett sowie Tapezieren; 

l) Wartungs-, Renovierungs- und Reparaturarbeiten an anderen auf 
Dauer angelegten Strukturen wie Leitungen für Gas, Wasser oder 
Abwasser und dergleichen; 

m) Installation oder Montage von Maschinen oder Ausstattungsgegen­
ständen, die damit als Grundstück gelten; 

n) Wartung und Reparatur sowie Kontrolle und Überwachung von 
Maschinen oder Ausstattungsgegenständen, die als Grundstück gel­
ten; 

o) Eigentumsverwaltung, mit Ausnahme von Portfolioverwaltung in 
Zusammenhang mit Eigentumsanteilen an Grundstücken unter Ab­
satz 3 Buchstabe g, die sich auf den Betrieb von Geschäfts-, Indus­
trie- oder Wohnimmobilien durch oder für den Eigentümer des 
Grundstücks bezieht; 

p) Vermittlungsleistungen beim Verkauf oder bei der Vermietung oder 
Verpachtung von Grundstücken sowie bei der Begründung oder 
Übertragung von bestimmten Rechten an Grundstücken oder ding­
lichen Rechten an Grundstücken (unabhängig davon, ob diese 
Rechte einem körperlichen Gegenstand gleichgestellt sind), aus­
genommen Vermittlungsleistungen gemäß Absatz 3 Buchstabe d; 

q) juristische Dienstleistungen im Zusammenhang mit Grundstücks­
übertragungen sowie mit der Begründung oder Übertragung von 
bestimmten Rechten an Grundstücken oder dinglichen Rechten an 
Grundstücken (unabhängig davon ob diese Rechte einem körper­
lichen Gegenstand gleichgestellt sind), wie zum Beispiel die Tätig­
keiten von Notaren, oder das Aufsetzen eines Vertrags über den 
Verkauf oder den Kauf eines Grundstücks, selbst wenn die zugrunde 
liegende Transaktion, die zur rechtlichen Veränderung an dem 
Grundstück führt, letztendlich nicht stattfindet. 

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 

a) Erstellung von Bauplänen für Gebäude oder Gebäudeteile, die kei­
nem bestimmten Grundstück zugeordnet sind; 
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b) Lagerung von Gegenständen auf einem Grundstück, wenn dem Kun­
den kein bestimmter Teil des Grundstücks zur ausschließlichen Nut­
zung zur Verfügung steht; 

c) Bereitstellung von Werbung, selbst wenn dies die Nutzung eines 
Grundstücks einschließt; 

d) Vermittlung der Beherbergung in einem Hotel oder Beherbergung in 
Branchen mit ähnlicher Funktion, wie zum Beispiel in Ferienlagern 
oder auf einem als Campingplatz hergerichteten Gelände, wenn der 
Vermittler im Namen und für die Rechnung eines Dritten handelt; 

e) Bereitstellung eines Standplatzes auf einem Messe- oder Ausstel­
lungsgelände zusammen mit anderen ähnlichen Dienstleistungen, 
die dem Aussteller die Darbietung seines Angebots ermöglichen, 
wie die Aufmachung und Gestaltung des Standes, die Beförderung 
und Lagerung der Ausstellungsstücke, die Bereitstellung von Ma­
schinen, die Verlegung von Kabeln, Versicherungen und Werbung; 

f) Installation oder Montage, Wartung und Reparatur sowie Kontrolle 
und Überwachung von Maschinen oder Ausstattungsgegenständen, 
die kein fester Bestandteil des Grundstücks sind oder sein werden; 

g) Portfolioverwaltung im Zusammenhang mit Eigentumsanteilen an 
Grundstücken; 

h) juristische Dienstleistungen, mit Ausnahme der unter Absatz 2 Buch­
stabe q genannten Dienstleistungen, einschließlich Beratungsdienst­
leistungen betreffend die Vertragsbedingungen eines Grundstücks­
übertragungsvertrags, die Durchsetzung eines solchen Vertrags oder 
den Nachweis, dass ein solcher Vertrag besteht, sofern diese Dienst­
leistungen nicht speziell mit der Übertragung von Rechten an Grund­
stücken zusammenhängen. 

Artikel 31b 

Wird einem Dienstleistungsempfänger Ausrüstung zur Durchführung 
von Arbeiten an einem Grundstück zur Verfügung gestellt, so ist diese 
Leistung nur dann eine Dienstleistung im Zusammenhang mit einem 
Grundstück, wenn der Dienstleistungserbringer für die Durchführung 
der Arbeiten verantwortlich ist. 

Stellt ein Dienstleistungserbringer dem Dienstleistungsempfänger neben 
der Ausrüstung ausreichendes Bedienpersonal zur Durchführung von 
Arbeiten zur Verfügung, so ist von der Vermutung auszugehen, dass 
er für die Durchführung der Arbeiten verantwortlich ist. Die Vermutung, 
dass der Dienstleistungserbringer für die Durchführung der Arbeiten 
verantwortlich ist, kann durch jegliche sachdienliche, auf Fakten oder 
Gesetz gestützte Mittel widerlegt werden. 

Artikel 31c 

Erbringt ein im eigenen Namen handelnder Steuerpflichtiger neben der 
Beherbergung in der Hotelbranche oder in Branchen mit ähnlicher 
Funktion, wie zum Beispiel in Ferienlagern oder auf einem als Cam­
pingplatz hergerichteten Gelände, Telekommunikations-, Rundfunk- 
oder elektronisch erbrachte Dienstleistungen, so gelten diese für die 
Zwecke der Bestimmung des Ortes dieser Dienstleistung als an diesen 
Orten erbracht. 
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U n t e r a b s c h n i t t 7 

D i e n s t l e i s t u n g e n a u f d e m G e b i e t d e r K u l t u r , d e r 
K ü n s t e , d e s S p o r t s , d e r W i s s e n s c h a f t , d e s 
U n t e r r i c h t s , d e r U n t e r h a l t u n g u n d ä h n l i c h e 

V e r a n s t a l t u n g e n 

Artikel 32 

(1) Zu den Dienstleistungen betreffend die Eintrittsberechtigung zu 
Veranstaltungen auf dem Gebiet der Kultur, der Künste, des Sports, der 
Wissenschaft, des Unterrichts, der Unterhaltung oder ähnlichen Ver­
anstaltungen im Sinne des Artikels 53 der Richtlinie 2006/112/EG, 
gehören Dienstleistungen, deren wesentliche Merkmale darin bestehen, 
gegen eine Eintrittskarte oder eine Vergütung, auch in Form eines 
Abonnements, einer Zeitkarte oder einer regelmäßigen Gebühr, das 
Recht auf Eintritt zu einer Veranstaltung zu gewähren. 

(2) Absatz 1 gilt insbesondere für: 

a) das Recht auf Eintritt zu Darbietungen, Theateraufführungen, Zirkus­
vorstellungen, Freizeitparks, Konzerten, Ausstellungen sowie ande­
ren ähnlichen kulturellen Veranstaltungen; 

b) das Recht auf Eintritt zu Sportveranstaltungen wie Spielen oder 
Wettkämpfen; 

c) das Recht auf Eintritt zu Veranstaltungen auf dem Gebiet des Unter­
richts und der Wissenschaft, wie beispielsweise Konferenzen und 
Seminare. 

(3) Die Nutzung von Räumlichkeiten, wie beispielsweise Turnhallen 
oder anderen, gegen Zahlung einer Gebühr fällt nicht unter Absatz 1. 

Artikel 33 

Zu den mit der Eintrittsberechtigung zu Veranstaltungen auf dem Gebiet 
der Kultur, der Künste, des Sports, der Wissenschaft, des Unterrichts, 
der Unterhaltung oder ähnlichen Veranstaltungen zusammenhängenden 
Dienstleistungen nach Artikel 53 der Richtlinie 2006/112/EG gehören 
die Dienstleistungen, die direkt mit der Eintrittsberechtigung zu diesen 
Veranstaltungen in Verbindung stehen und an die Person, die einer 
Veranstaltung beiwohnt, gegen eine Gegenleistung gesondert erbracht 
werden. 

Zu diesen zusammenhängenden Dienstleistungen gehören insbesondere 
die Nutzung von Garderoben oder von sanitären Einrichtungen, nicht 
aber bloße Vermittlungsleistungen im Zusammenhang mit dem Verkauf 
von Eintrittskarten. 

▼M2 

Artikel 33a 

Vertreibt ein Vermittler, der im eigenen Namen, aber für Rechnung des 
Veranstalters handelt, oder ein anderer Steuerpflichtiger als der Ver­
anstalter, der auf eigene Rechnung handelt, Eintrittskarten für Veranstal­
tungen auf dem Gebiet der Kultur, der Künste, des Sports, der Wissen­
schaft, des Unterrichts, der Unterhaltung oder für ähnliche Veranstaltun­
gen, so fällt diese Dienstleistung unter Artikel 53 und Artikel 54 Absatz 
1 der Richtlinie 2006/112/EG. 
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U n t e r a b s c h n i t t 8 

N e b e n t ä t i g k e i t e n z u r B e f ö r d e r u n g , 
B e g u t a c h t u n g v o n b e w e g l i c h e n G e g e n s t ä n d e n 

u n d A r b e i t e n a n s o l c h e n G e g e n s t ä n d e n 

Artikel 34 

Außer in den Fällen, in denen die zusammengebauten Gegenstände 
Bestandteil eines Grundstücks werden, bestimmt sich der Ort der 
Dienstleistungen an einen Nichtsteuerpflichtigen, die lediglich in der 
Montage verschiedener Teile einer Maschine durch einen Steuerpflich­
tigen bestehen, wobei der Dienstleistungsempfänger ihm alle Teile bei­
gestellt hat, nach Artikel 54 der Richtlinie 2006/112/EG. 

U n t e r a b s c h n i t t 9 

R e s t a u r a n t - u n d V e r p f l e g u n g s d i e n s t l e i s t u n g e n 
a n B o r d e i n e s B e f ö r d e r u n g s m i t t e l s 

Artikel 35 

Zur Bestimmung des innerhalb der Gemeinschaft stattfindenden Teils 
der Personenbeförderung im Sinne des Artikels 57 der Richtlinie 
2006/112/EG ist die Reisestrecke des Beförderungsmittels, nicht die 
der beförderten Personen, ausschlaggebend. 

Artikel 36 

Werden die Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen während des 
innerhalb der Gemeinschaft stattfindenden Teils der Personenbeför­
derung erbracht, so fallen diese Dienstleistungen unter Artikel 57 der 
Richtlinie 2006/112/EG. 

Werden die Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen außerhalb 
dieses Teils der Personenbeförderung, aber im Gebiet eines Mitglied­
staats oder eines Drittlandes oder eines Drittgebiets erbracht, so fallen 
diese Dienstleistungen unter Artikel 55 der genannten Richtlinie. 

Artikel 37 

Der Ort der Dienstleistung einer Restaurant- oder Verpflegungsdienst­
leistung innerhalb der Gemeinschaft, die teilweise während, teilweise 
außerhalb des innerhalb der Gemeinschaft stattfindenden Teils der Per­
sonenbeförderung, aber auf dem Gebiet eines Mitgliedstaats erbracht 
wird, bestimmt sich für die gesamte Dienstleistung nach den Regeln 
für die Bestimmung des Ortes der Dienstleistung, die zu Beginn der 
Erbringung der Restaurant- oder Verpflegungsdienstleistung gelten. 

U n t e r a b s c h n i t t 1 0 

V e r m i e t u n g v o n B e f ö r d e r u n g s m i t t e l n 

Artikel 38 

(1) Als „Beförderungsmittel“ im Sinne von Artikel 56 und Artikel 59 
Unterabsatz 1 Buchstabe g der Richtlinie 2006/112/EG gelten motor­
betriebene Fahrzeuge oder Fahrzeuge ohne Motor und sonstige Ausrüs­
tungen und Vorrichtungen, die zur Beförderung von Gegenständen oder 
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Personen von einem Ort an einen anderen konzipiert wurden und von 
Fahrzeugen gezogen oder geschoben werden können und die normaler­
weise zur Beförderung von Gegenständen oder Personen konzipiert und 
tatsächlich geeignet sind. 

(2) Als Beförderungsmittel nach Absatz 1 gelten insbesondere fol­
gende Fahrzeuge: 

a) Landfahrzeuge wie Personenkraftwagen, Motorräder, Fahrräder, 
Dreiräder sowie Wohnanhänger; 

b) Anhänger und Sattelanhänger; 

c) Eisenbahnwagen; 

d) Wasserfahrzeuge; 

e) Luftfahrzeuge; 

f) Fahrzeuge, die speziell für den Transport von Kranken oder Ver­
letzten konzipiert sind; 

g) landwirtschaftliche Zugmaschinen und andere landwirtschaftliche 
Fahrzeuge; 

h) Rollstühle und ähnliche Fahrzeuge für Kranke und Körperbehinderte, 
mit mechanischen oder elektronischen Vorrichtungen zur Fortbewe­
gung. 

(3) Als Beförderungsmittel nach Absatz 1 gelten nicht Fahrzeuge, die 
dauerhaft stillgelegt sind, sowie Container. 

Artikel 39 

(1) Für die Anwendung des Artikels 56 der Richtlinie 2006/112/EG 
wird die Dauer des Besitzes oder der Verwendung eines Beförderungs­
mittels während eines ununterbrochenen Zeitraums, das Gegenstand ei­
ner Vermietung ist, auf der Grundlage der vertraglichen Vereinbarung 
zwischen den beteiligten Parteien bestimmt. 

Der Vertrag begründet eine Vermutung, die durch jegliche auf Fakten 
oder Gesetz gestützte Mittel widerlegt werden kann, um die tatsächliche 
Dauer des Besitzes oder der Verwendung während eines ununterbroche­
nen Zeitraums festzustellen. 

Wird die vertraglich festgelegte Dauer einer Vermietung über einen 
kürzeren Zeitraum im Sinne des Artikels 56 der Richtlinie 2006/112/EG 
aufgrund höherer Gewalt überschritten, so ist dies für die Feststellung 
der Dauer des Besitzes oder der Verwendung des Beförderungsmittels 
während eines ununterbrochenen Zeitraums unerheblich. 

(2) Werden für ein und dasselbe Beförderungsmittel mehrere auf­
einanderfolgende Mietverträge zwischen denselben Parteien geschlos­
sen, so ist als Dauer des Besitzes oder der Verwendung dieses Beför­
derungsmittels während eines ununterbrochenen Zeitraums die Gesamt­
laufzeit aller Verträge zugrunde zu legen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 sind ein Vertrag und die zugehörigen 
Verlängerungsverträge aufeinanderfolgende Verträge. 
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Die Laufzeit des Mietvertrags oder der Mietverträge über einen kürzeren 
Zeitraum, die einem als langfristig geltenden Mietvertrag vorausgehen, 
wird jedoch nicht in Frage gestellt, sofern keine missbräuchlichen Prak­
tiken vorliegen. 

(3) Sofern keine missbräuchlichen Praktiken vorliegen, gelten auf­
einanderfolgende Mietverträge, die zwischen denselben Parteien ge­
schlossen werden, jedoch unterschiedliche Beförderungsmittel zum Ge­
genstand haben, nicht als aufeinanderfolgende Verträge nach Absatz 2. 

Artikel 40 

Der Ort, an dem das Beförderungsmittel dem Dienstleistungsempfänger 
gemäß Artikel 56 Absatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG tatsächlich zur 
Verfügung gestellt wird, ist der Ort, an dem der Dienstleistungsemp­
fänger oder eine von ihm beauftragte Person es unmittelbar physisch in 
Besitz nimmt. 

U n t e r a b s c h n i t t 1 1 

D i e n s t l e i s t u n g e n a n N i c h t s t e u e r p f l i c h t i g e 
a u ß e r h a l b d e r G e m e i n s c h a f t 

Artikel 41 

Dienstleistungen der Textübersetzung, die an einen außerhalb der Ge­
meinschaft ansässigen Nichtsteuerpflichtigen erbracht werden, fallen un­
ter Artikel 59 Unterabsatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2006/112/EG. 

KAPITEL VI 

BESTEUERUNGSGRUNDLAGE 

(TITEL VII DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

Artikel 42 

Verlangt ein Lieferer von Gegenständen oder ein Erbringer von Dienst­
leistungen als Bedingung für die Annahme einer Bezahlung mit Kredit- 
oder Geldkarte, dass der Dienstleistungsempfänger ihm oder einem an­
deren Unternehmen hierfür einen Betrag entrichtet und der von diesem 
Empfänger zu zahlende Gesamtpreis durch die Zahlungsweise nicht 
beeinflusst wird, so ist dieser Betrag Bestandteil der Besteuerungsgrund­
lage der Lieferung von Gegenständen oder der Dienstleistung gemäß 
Artikel 73 bis 80 der Richtlinie 2006/112/EG. 

KAPITEL VII 

STEUERSÄTZE 

Artikel 43 

„Beherbergung in Ferienunterkünften“ gemäß Anhang III Nummer 12 
der Richtlinie 2006/112/EG umfasst auch die Vermietung von Zelten, 
Wohnanhängern oder Wohnmobilen, die auf Campingplätzen aufgestellt 
sind und als Unterkünfte dienen. 
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KAPITEL VIII 

STEUERBEFREIUNGEN 

ABSCHNITT 1 

Steuerbefreiungen für bestimmte, dem Gemeinwohl dienende 
Tätigkeiten 

(Artikel 132, 133 und 134 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 44 

Die Dienstleistungen der Ausbildung, Fortbildung oder beruflichen Um­
schulung, die unter den Voraussetzungen des Artikels 132 Absatz 1 
Buchstabe i der Richtlinie 2006/112/EG erbracht werden, umfassen 
Schulungsmaßnahmen mit direktem Bezug zu einem Gewerbe oder ei­
nem Beruf sowie jegliche Schulungsmaßnahme, die dem Erwerb oder 
der Erhaltung beruflicher Kenntnisse dient. Die Dauer der Ausbildung, 
Fortbildung oder beruflichen Umschulung ist hierfür unerheblich. 

ABSCHNITT 2 

Steuerbefreiungen für andere Tätigkeiten 

(Artikel 135, 136 und 137 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 45 

Die Steuerbefreiung in Artikel 135 Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 
2006/112/EG findet keine Anwendung auf Platinum Nobles. 

ABSCHNITT 3 

Steuerbefreiungen bei der Einfuhr 

(Artikel 143, 144 und 145 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 46 

Die Steuerbefreiung in Artikel 144 der Richtlinie 2006/112/EG gilt auch 
für Beförderungsleistungen, die mit einer Einfuhr beweglicher körper­
licher Gegenstände anlässlich eines Wohnortwechsels verbunden sind. 

ABSCHNITT 4 

Steuerbefreiungen bei der Ausfuhr 

(Artikel 146 und 147 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 47 

„Privaten Zwecken dienende Beförderungsmittel“ im Sinne des Artikels 
146 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG umfassen auch 
Beförderungsmittel, die von Personen, die keine natürlichen Personen 
sind, wie etwa Einrichtungen des öffentlichen Rechts im Sinne von 
Artikel 13 der genannten Richtlinie oder Vereine, für nichtgeschäftliche 
Zwecke verwendet werden. 
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Artikel 48 

Für die Feststellung, ob der von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 147 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2006/112/EG fest­
gelegte Schwellenwert überschritten wurde, was eine Bedingung für die 
Steuerbefreiung von Lieferungen zur Mitführung im persönlichen Ge­
päck von Reisenden ist, wird der Rechnungsbetrag zugrunde gelegt. Der 
Gesamtwert mehrerer Gegenstände darf nur dann zugrunde gelegt wer­
den, wenn alle diese Gegenstände in ein und derselben Rechnung auf­
geführt sind und diese Rechnung von ein und demselben Steuerpflich­
tigen, der diese Gegenstände liefert, an ein und denselben Abnehmer 
ausgestellt wurde. 

ABSCHNITT 5 

Steuerbefreiungen bei bestimmten, Ausfuhren gleichgestellten 
Umsätzen 

(Artikel 151 und 152 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 49 

Die in Artikel 151 der Richtlinie 2006/112/EG vorgesehene Steuerbe­
freiung ist auch auf elektronische Dienstleistungen anwendbar, wenn 
diese von einem Steuerpflichtigen erbracht werden, auf den die in den 
Artikeln 357 bis 369 jener Richtlinie vorgesehene Sonderregelung für 
elektronisch erbrachte Dienstleistungen anwendbar ist. 

Artikel 50 

(1) Um als internationale Einrichtung für die Anwendung des Arti­
kels 143 Absatz 1 Buchstabe g und des Artikels 151 Absatz 1 Unter­
absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG anerkannt werden zu 
können, muss eine Einrichtung, die als Konsortium für eine europäische 
Forschungsinfrastruktur (ERIC) im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 
723/2009 des Rates vom 25. Juni 2009 über den gemeinschaftlichen 
Rechtsrahmen für ein Konsortium für eine europäische Forschungsinfra­
struktur (ERIC) ( 1 ) gegründet werden soll, alle nachfolgenden Voraus­
setzungen erfüllen: 

a) sie besitzt eine eigene Rechtspersönlichkeit und ist voll rechtsfähig; 

b) sie wurde auf der Grundlage des Rechts der Europäischen Union 
errichtet und unterliegt diesem; 

c) sie hat Mitgliedstaaten als Mitglieder und darf Drittländer und zwi­
schenstaatliche Organisationen als Mitglieder einschließen, jedoch 
keine privaten Einrichtungen; 

d) sie hat besondere und legitime Ziele, die gemeinsam verfolgt werden 
und im Wesentlichen nicht wirtschaftlicher Natur sind. 

(2) Die in Artikel 143 Absatz 1 Buchstabe g und Artikel 151 Absatz 
1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG vorgesehene 
Steuerbefreiung ist auf eine ERIC im Sinne des Absatzes 1 anwendbar, 
wenn diese vom Aufnahmemitgliedstaat als internationale Einrichtung 
anerkannt wird. 
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Die Grenzen und Voraussetzungen dieser Steuerbefreiung werden in 
einem Abkommen zwischen den Mitgliedern der ERIC gemäß Artikel 5 
Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 723/2009 festgelegt. 
Bei Gegenständen, die nicht aus dem Mitgliedstaat versandt oder beför­
dert werden, in dem ihre Lieferung bewirkt wird, und bei Dienstleis­
tungen kann die Steuerbefreiung entsprechend Artikel 151 Absatz 2 der 
Richtlinie 2006/112/EG im Wege der Mehrwertsteuererstattung erfol­
gen. 

Artikel 51 

(1) Ist der Empfänger eines Gegenstands oder einer Dienstleistung 
innerhalb der Gemeinschaft, aber nicht in dem Mitgliedstaat der Liefe­
rung oder Dienstleistung ansässig, so dient die Bescheinigung über die 
Befreiung von der Mehrwertsteuer und/oder der Verbrauchsteuer nach 
dem Muster in Anhang II dieser Verordnung entsprechend den Erläute­
rungen im Anhang zu dieser Bescheinigung als Bestätigung dafür, dass 
der Umsatz nach Artikel 151 der Richtlinie 2006/112/EG von der Steuer 
befreit werden kann. 

Bei Verwendung der Bescheinigung kann der Mitgliedstaat, in dem der 
Empfänger eines Gegenstands oder einer Dienstleistung ansässig ist, 
entscheiden, ob er eine gemeinsame Bescheinigung für Mehrwertsteuer 
und Verbrauchsteuer oder zwei getrennte Bescheinigungen verwendet. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Bescheinigung wird von den zuständi­
gen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats mit einem Dienststempel­
abdruck versehen. Sind die Gegenstände oder Dienstleistungen jedoch 
für amtliche Zwecke bestimmt, so können die Mitgliedstaaten bei Vor­
liegen von ihnen festzulegender Voraussetzungen auf die Anbringung 
des Dienststempelabdrucks verzichten. Diese Freistellung kann im Falle 
von Missbrauch widerrufen werden. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, welche Kontaktstelle 
zur Angabe der für das Abstempeln der Bescheinigung zuständigen 
Dienststellen benannt wurde und in welchem Umfang sie auf das Ab­
stempeln der Bescheinigung verzichten. Die Kommission gibt diese 
Information an die anderen Mitgliedstaaten weiter. 

(3) Wendet der Mitgliedstaat der Lieferung oder Dienstleistung die 
direkte Befreiung an, so erhält der Lieferer oder Dienstleistungserbringer 
die in Absatz 1 genannte Bescheinigung vom Empfänger der Lieferung 
oder Dienstleistung und nimmt sie in seine Buchführung auf. Wird die 
Befreiung nach Artikel 151 Absatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG im 
Wege der Mehrwertsteuererstattung gewährt, so ist die Bescheinigung 
dem in dem betreffenden Mitgliedstaat gestellten Erstattungsantrag bei­
zufügen. 
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KAPITEL IX 

VORSTEUERABZUG 

(TITEL X DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

Artikel 52 

Verfügt der Einfuhrmitgliedstaat über ein elektronisches System zur 
Erfüllung der Zollformalitäten, so fallen unter den Begriff „die Einfuhr 
bescheinigendes Dokument“ in Artikel 178 Buchstabe e der Richtlinie 
2006/112/EG auch die elektronischen Fassungen derartiger Dokumente, 
sofern sie eine Überprüfung des Vorsteuerabzugs erlauben. 

KAPITEL X 

PFLICHTEN DER STEUERPFLICHTIGEN UND BESTIMMTER 
NICHTSTEUERPFLICHTIGER PERSONEN 

(TITEL XI DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

ABSCHNITT 1 

Steuerschuldner gegenüber dem Fiskus 

(Artikel 192a bis 205 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 53 

(1) Für die Durchführung des Artikels 192a der Richtlinie 
2006/112/EG wird eine feste Niederlassung eines Steuerpflichtigen nur 
dann berücksichtigt, wenn diese feste Niederlassung einen hinreichen­
den Grad an Beständigkeit sowie eine Struktur aufweist, die es ihr von 
der personellen und technischen Ausstattung her erlaubt, die Lieferung 
von Gegenständen oder die Erbringung von Dienstleistungen, an der sie 
beteiligt ist, auszuführen. 

(2) Verfügt ein Steuerpflichtiger über eine feste Niederlassung in 
dem Gebiet des Mitgliedstaats, in dem die Mehrwertsteuer geschuldet 
wird, gilt diese feste Niederlassung als nicht an der Lieferung von 
Gegenständen oder der Erbringung von Dienstleistungen im Sinne des 
Artikels 192a Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG beteiligt, es sei 
denn, der Steuerpflichtige nutzt die technische und personelle Ausstat­
tung dieser Niederlassung für Umsätze, die mit der Ausführung der 
steuerbaren Lieferung dieser Gegenstände oder der steuerbaren Erbrin­
gung dieser Dienstleistungen vor oder während der Ausführung in die­
sem Mitgliedstaat notwendig verbunden sind. 

Wird die Ausstattung der festen Niederlassung nur für unterstützende 
verwaltungstechnische Aufgaben wie z. B. Buchhaltung, Rechnungsstel­
lung und Einziehung von Forderungen genutzt, so gilt dies nicht als 
Nutzung bei der Ausführung der Lieferung oder der Dienstleistung. 

Wird eine Rechnung jedoch unter der durch den Mitgliedstaat der festen 
Niederlassung vergebenen Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer aus­
gestellt, so gilt diese feste Niederlassung bis zum Beweis des Gegenteils 
als an der Lieferung oder Dienstleistung beteiligt. 

Artikel 54 

Hat ein Steuerpflichtiger den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit in 
dem Mitgliedstaat, in dem die Mehrwertsteuer geschuldet wird, so findet 
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Artikel 192a der Richtlinie 2006/112/EG keine Anwendung, unabhängig 
davon, ob dieser Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit an der von ihm 
getätigten Lieferung oder Dienstleistung innerhalb dieses Mitgliedstaats 
beteiligt ist. 

ABSCHNITT 2 

Ergänzende Bestimmungen 

(Artikel 272 und 273 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 55 

Für Umsätze nach Artikel 262 der Richtlinie 2006/112/EG müssen 
Steuerpflichtige, denen nach Artikel 214 jener Richtlinie eine individu­
elle Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer zuzuteilen ist, und nichtsteu­
erpflichtige juristische Personen, die für Mehrwertsteuerzwecke erfasst 
sind, wenn sie als solche handeln, ihren Lieferern oder Dienstleistungs­
erbringern ihre Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer mitteilen, sowie 
diese ihnen bekannt ist. 

Steuerpflichtige im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der 
Richtlinie 2006/112/EG, deren innergemeinschaftliche Erwerbe von Ge­
genständen nach Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung nicht 
der Mehrwertsteuer unterliegen, müssen ihren Lieferern ihre individuelle 
Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer nicht mitteilen, wenn sie gemäß 
Artikel 214 Absatz 1 Buchstabe d oder e jener Richtlinie für Mehrwert­
steuerzwecke erfasst sind. 

KAPITEL XI 

SONDERREGELUNGEN 

ABSCHNITT 1 

Sonderregelung für Anlagegold 

(Artikel 344 bis 356 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 56 

Der Begriff „mit einem von den Goldmärkten akzeptierten Gewicht“ in 
Artikel 344 Absatz 1 Nummer 1 der Richtlinie 2006/112/EG umfasst 
mindestens die in Anhang III dieser Verordnung aufgeführten Einheiten 
und Gewichte. 

Artikel 57 

Für die Zwecke der Erstellung des in Artikel 345 der Richtlinie 
2006/112/EG genannten Verzeichnisses von Goldmünzen beziehen 
sich die in Artikel 344 Absatz 1 Nummer 2 jener Richtlinie genannten 
Begriffe „Preis“ und „Offenmarktwert“ auf den Preis bzw. den Offen­
marktwert am 1. April eines jeden Jahres. Fällt der 1. April nicht auf 
einen Tag, an dem derartige Preise bzw. Offenmarktwerte festgesetzt 
werden, so sind diejenigen des nächsten Tages, an dem eine Festsetzung 
erfolgt, zugrunde zu legen. 
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ABSCHNITT 2 

Sonderregelungen für nicht ansässige Steuerpflichtige, die 
Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und 
Fernsehdienstleistungen oder elektronische Dienstleistungen an 
Nichtsteuerpflichtige erbringen (Artikel 358 bis 369k der Richtlinie 

2006/112/EG) 

U n t e r a b s c h n i t t 1 

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n 

Artikel 57a 

Für die Zwecke dieses Abschnitts gelten folgende Begriffsbestimmun­
gen: 

1. „Nicht-EU-Regelung“: die Sonderregelung für von nicht in der Ge­
meinschaft ansässigen Steuerpflichtigen erbrachte Telekommunikati­
onsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen oder 
elektronische Dienstleistungen gemäß Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 
2 der Richtlinie 2006/112/EG; 

2. „EU-Regelung“: die Sonderregelung für von in der Gemeinschaft, 
nicht aber im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässigen Steuerpflich­
tigen erbrachte Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und 
Fernsehdienstleistungen oder elektronische Dienstleistungen gemäß 
Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der Richtlinie 2006/112/EG; 

3. „Sonderregelung“: je nach Zusammenhang „Nicht-EU-Regelung“ 
und/oder „EU-Regelung“; 

4. „Steuerpflichtiger“: ein Steuerpflichtiger, der nicht in der Gemein­
schaft ansässig ist, gemäß der Definition in Artikel 358a Nummer 1 
der Richtlinie 2006/112/EG, oder ein Steuerpflichtiger, der nicht im 
Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässig ist, gemäß der Definition in 
Artikel 369a Absatz 1 Nummer 1 jener Richtlinie. 

U n t e r a b s c h n i t t 2 

A n w e n d u n g d e r E U - R e g e l u n g 

Artikel 57b 

Hat ein Steuerpflichtiger, der die EU-Regelung in Anspruch nimmt, den 
Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit in der Gemeinschaft, so ist der 
Mitgliedstaat, in dem sich dieser Sitz befindet, der Mitgliedstaat der 
Identifizierung. 

Hat ein Steuerpflichtiger, der die EU-Regelung in Anspruch nimmt, 
zwar den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit außerhalb der Gemein­
schaft, aber mehr als eine feste Niederlassung in der Gemeinschaft, so 
kann er jeden Mitgliedstaat, in dem er eine feste Niederlassung hat, als 
Mitgliedstaat der Identifizierung gemäß Artikel 369a Absatz 2 der 
Richtlinie 2006/112/EG auswählen. 
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U n t e r a b s c h n i t t 3 

G e l t u n g s b e r e i c h d e r E U - R e g e l u n g 

Artikel 57c 

Die EU-Regelung gilt nicht für Telekommunikationsdienstleistungen, 
Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen oder elektronische Dienstleis­
tungen, die in einem Mitgliedstaat erbracht werden, in dem der Steuer­
pflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit oder eine feste Nie­
derlassung hat. Diese Dienstleistungen werden den zuständigen Steuer­
behörden dieses Mitgliedstaats in der Mehrwertsteuererklärung gemäß 
Artikel 250 der Richtlinie 2006/112/EG gemeldet. 

U n t e r a b s c h n i t t 4 

I d e n t i f i z i e r u n g 

Artikel 57d 

Erklärt ein Steuerpflichtiger dem Mitgliedstaat der Identifizierung, dass 
er beabsichtigt, eine der Sonderregelungen in Anspruch zu nehmen, so 
gilt die betreffende Sonderregelung ab dem ersten Tag des folgenden 
Kalenderquartals. 

Erfolgt die erste Erbringung von Dienstleistungen, die unter diese Son­
derregelung fallen, jedoch vor dem in Absatz 1 genannten Termin, so 
gilt die Sonderregelung ab dem Tag der ersten Leistungserbringung, 
vorausgesetzt der Steuerpflichtige unterrichtet den Mitgliedstaat der 
Identifizierung spätestens am zehnten Tag des Monats, der auf diese 
erste Leistungserbringung folgt, über die Aufnahme der unter die Re­
gelung fallenden Tätigkeiten. 

Artikel 57e 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung identifiziert den Steuerpflichtigen, 
der die EU-Regelung in Anspruch nimmt, anhand seiner Mehrwertsteu­
er-Identifikationsnummer gemäß den Artikeln 214 und 215 der Richt­
linie 2006/112/EG. 

Artikel 57f 

(1) Erfüllt ein Steuerpflichtiger, der die EU-Regelung in Anspruch 
nimmt, nicht mehr die Voraussetzungen gemäß der Definition in Arti­
kel 369a Absatz 1 Nummer 2 der Richtlinie 2006/112/EG, so ist der 
Mitgliedstaat, der ihm die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer erteilt 
hat, nicht mehr der Mitgliedstaat der Identifizierung. Erfüllt ein Steuer­
pflichtiger weiter die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser 
Sonderregelung, so gibt er, um diese Regelung weiterhin in Anspruch 
nehmen zu können, als neuen Mitgliedstaat der Identifizierung den Mit­
gliedstaat, in dem er den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat, oder, 
wenn er den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit nicht in der Gemein­
schaft hat, einen Mitgliedstaat, in dem er eine feste Niederlassung hat, 
an. 

(2) Ändert sich gemäß Absatz 1 der Mitgliedstaat der Identifizierung, 
so gilt diese Änderung ab dem Tag, an dem der Steuerpflichtige nicht 
mehr den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit oder keine feste Nieder­
lassung mehr in dem zuvor als Mitgliedstaat der Identifizierung ange­
gebenen Mitgliedstaat hat. 
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Artikel 57g 

Ein Steuerpflichtiger, der eine Sonderregelung in Anspruch nimmt, kann 
die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung beenden, unabhängig da­
von, ob er weiterhin Dienstleistungen erbringt, die unter diese Sonder­
regelung fallen können. Der Steuerpflichtige unterrichtet den Mitglied­
staat der Identifizierung mindestens 15 Tage vor Ablauf des Kalender­
quartals vor demjenigen, in welchem er die Inanspruchnahme der Re­
gelung beenden will. Eine Beendigung ist ab dem ersten Tag des nächs­
ten Kalenderquartals wirksam. 

Mehrwertsteuerpflichten im Zusammenhang mit der Erbringung von 
Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleis­
tungen oder elektronischen Dienstleistungen, die nach dem Zeitpunkt 
entstehen, zu dem die Beendigung der Inanspruchnahme wirksam wur­
de, wird direkt bei den Steuerbehörden des betreffenden Mitgliedstaats 
des Verbrauchs nachgekommen. 

Beendet ein Steuerpflichtiger die Inanspruchnahme einer der Sonder­
regelungen gemäß Absatz 1, so wird er in jedem Mitgliedstaat für 
zwei Kalenderquartale ab dem Datum der Beendigung der Inanspruch­
nahme von der Sonderregelung ausgeschlossen. 

U n t e r a b s c h n i t t 5 

B e r i c h t s p f l i c h t e n 

Artikel 57h [Artikel 57f] 

(1) Ein Steuerpflichtiger unterrichtet den Mitgliedstaat der Identifizie­
rung spätestens am zehnten Tag des folgenden Monats auf elektro­
nischem Wege von 

— der Beendigung seiner unter eine Sonderregelung fallenden Tätig­
keiten, 

— jeglichen Änderungen seiner unter eine Sonderregelung fallenden 
Tätigkeiten, durch die er die Voraussetzungen für die Inanspruch­
nahme dieser Sonderregelung nicht mehr erfüllt, und 

— sämtlichen Änderungen der zuvor dem Mitgliedstaat der Identifika­
tion mitgeteilten Angaben. 

(2) Ändert sich der Mitgliedstaat der Identifizierung gemäß Arti­
kel 57f, so unterrichtet der Steuerpflichtige die beiden betroffenen Mit­
gliedstaaten spätestens am zehnten Tag des Monats, der auf die Ver­
lagerung des Sitzes der wirtschaftlichen Tätigkeit oder der festen Nie­
derlassung folgt, über diese Änderung. Er teilt dem neuen Mitgliedstaat 
der Identifizierung die Registrierungsdaten mit, die erforderlich sind, 
wenn ein Steuerpflichtiger eine Sonderregelung erstmals in Anspruch 
nimmt. 

U n t e r a b s c h n i t t 6 

A u s s c h l u s s 

Artikel 58 

Findet zumindest eines der Ausschlusskriterien gemäß den Artikeln 363 
und 369e der Richtlinie 2006/112/EG auf einen Steuerpflichtigen, der 
eine der Sonderregelungen in Anspruch nimmt, Anwendung, so schließt 
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der Mitgliedstaat der Identifizierung diesen Steuerpflichtigen von der 
betreffenden Regelung aus. 

Nur der Mitgliedstaat der Identifizierung kann einen Steuerpflichtigen 
von der Inanspruchnahme einer der Sonderregelungen ausschließen. 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung stützt seine Entscheidung über den 
Ausschluss auf alle verfügbaren Informationen, einschließlich Informa­
tionen eines anderen Mitgliedstaats. 

Der Ausschluss ist ab dem ersten Tag des Kalenderquartals wirksam, 
das auf den Tag folgt, an dem die Entscheidung über den Ausschluss 
dem Steuerpflichtigen elektronisch übermittelt worden ist. 

Ist der Ausschluss jedoch auf eine Änderung des Sitzes der wirtschaft­
lichen Tätigkeit oder der festen Niederlassung zurückzuführen, so ist der 
Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung wirksam. 

Artikel 58a 

Hinsichtlich eines Steuerpflichtigen, der eine Sonderregelung in An­
spruch nimmt und der über einen Zeitraum von acht aufeinander fol­
genden Kalenderquartalen in keinem Mitgliedstaat des Verbrauchs der 
betreffenden Regelung unterliegende Dienstleistungen erbracht hat, wird 
davon ausgegangen, dass er seine steuerbaren Tätigkeiten im Sinne des 
Artikels 363 Buchstabe b bzw. des Artikels 369e Buchstabe b der 
Richtlinie 2006/112/EG beendet hat. Diese Beendigung hindert ihn nicht 
daran, bei Wiederaufnahme seiner unter eine Sonderregelung fallenden 
Tätigkeiten eine Sonderregelung in Anspruch zu nehmen. 

Artikel 58b 

(1) Der Ausschluss eines Steuerpflichtigen von einer der Sonderrege­
lungen wegen wiederholten Verstoßes gegen die einschlägigen Vor­
schriften gilt in jedem Mitgliedstaat und für beide Regelungen während 
acht Kalenderquartalen nach dem Kalenderquartal, in dem der Steuer­
pflichtige ausgeschlossen wurde. 

(2) Als wiederholter Verstoß gegen die Vorschriften einer der Son­
derregelungen im Sinne des Artikels 363 Buchstabe d oder des Artikels 
369e Buchstabe d der Richtlinie 2006/112/EG durch den Steuerpflich­
tigen gelten mindestens die folgenden Fälle: 

a) dem Steuerpflichtigen wurden vom Mitgliedstaat der Identifizierung 
für drei unmittelbar vorhergehende Kalenderquartale Erinnerungen 
gemäß Artikel 60a erteilt und die Mehrwertsteuererklärung wurde 
für jedes dieser Kalenderquartale nicht binnen zehn Tagen, nachdem 
die Erinnerung erteilt wurde, abgegeben; 

b) vom Mitgliedstaat der Identifizierung wurden ihm für drei unmittel­
bar vorhergehende Kalenderquartale Erinnerungen gemäß Artikel 63a 
erteilt und der Gesamtbetrag der erklärten Mehrwertsteuer ist von 
ihm nicht binnen zehn Tagen, nachdem die Erinnerung erteilt wurde, 
für jedes dieser Kalenderquartale gezahlt außer wenn der ausstehende 
Betrag weniger als 100 EUR für jedes dieser Kalenderquartale be­
trägt; 
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c) er hat nach einer Aufforderung des Mitgliedstaats der Identifizierung 
oder des Mitgliedstaats des Verbrauchs und einen Monat nach einer 
nachfolgenden Erinnerung des Mitgliedstaats der Identifizierung die 
in den Artikeln 369 und 369k der Richtlinie 2006/112/EG genannten 
Aufzeichnungen nicht elektronisch zur Verfügung gestellt. 

Artikel 58c 

Ein Steuerpflichtiger, der von einer der Sonderregelungen ausgeschlos­
sen worden ist, kommt allen seinen Mehrwertsteuerpflichten im Zusam­
menhang mit der Erbringung von Telekommunikationsdienstleistungen, 
Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen oder elektronischen Dienstleis­
tungen, die nach dem Zeitpunkt entstehen, zu dem der Ausschluss wirk­
sam wurde, direkt bei den Steuerbehörden des betreffenden Mitglied­
staats des Verbrauchs nach. 

U n t e r a b s c h n i t t 7 

M e h r w e r t s t e u e r e r k l ä r u n g 

Artikel 59 

(1) Jeder Erklärungszeitraum im Sinne des Artikels 364 oder des 
Artikels 369f der Richtlinie 2006/112/EG ist ein eigenständiger Erklä­
rungszeitraum. 

(2) Gilt eine Sonderregelung gemäß Artikel 57d Absatz 2 ab dem 
ersten Tag der Leistungserbringung, so gibt der Steuerpflichtige eine 
gesonderte Mehrwertsteuererklärung für das Kalenderquartal ab, in 
dem die erste Leistungserbringung erfolgt ist. 

(3) Wurde ein Steuerpflichtiger während eines Erklärungszeitraums 
im Rahmen jeder der Sonderregelungen registriert, so richtet er im 
Rahmen jeder Sonderregelung Mehrwertsteuererklärungen und entspre­
chende Zahlungen hinsichtlich der Erbringung von Dienstleistungen und 
die von dieser Regelung erfassten Zeiträume an den Mitgliedstaat der 
Identifizierung. 

(4) Ändert sich gemäß Artikel 57f der Mitgliedstaat der Identifizie­
rung nach dem ersten Tag des betreffenden Kalenderquartals, so richtet 
der Steuerpflichtige Mehrwertsteuererklärungen und entsprechende 
Mehrwertsteuerzahlungen an den ehemaligen und an den neuen Mit­
gliedstaat der Identifizierung, die sich auf die Erbringung von Dienst­
leistungen während der Zeiträume, in denen die Mitgliedstaaten jeweils 
Mitgliedstaat der Identifizierung waren, beziehen. 

Artikel 59a 

Hat ein Steuerpflichtiger, der eine Sonderregelung in Anspruch nimmt, 
während eines Erklärungszeitraums keine Dienstleistungen in irgend­
einem Mitgliedstaat des Verbrauchs im Rahmen dieser Sonderregelung 
erbracht, so reicht er eine Mehrwertsteuererklärung ein, aus der hervor­
geht, dass in dem Zeitraum keine Dienstleistungen erbracht wurden 
(MwSt.-Nullmeldung). 
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Artikel 60 

Die Beträge in den Mehrwertsteuererklärungen im Rahmen der Sonder­
regelungen werden nicht auf die nächste volle Einheit auf- oder abge­
rundet. Es ist jeweils der genaue Mehrwertsteuerbetrag anzugeben und 
abzuführen. 

Artikel 60a 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung erinnert Steuerpflichtige, die keine 
Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 364 oder Artikel 369f der 
Richtlinie 2006/112/EG abgegeben haben, auf elektronischem Wege 
an ihre Verpflichtung zur Abgabe dieser Erklärung. Der Mitgliedstaat 
der Identifizierung erteilt die Erinnerung am zehnten Tag, der auf den 
Tag folgt, an dem die Erklärung hätte vorliegen sollen, und unterrichtet 
die übrigen Mitgliedstaaten auf elektronischem Wege über die Erteilung 
einer Erinnerung. 

Für alle nachfolgenden Mahnungen und sonstigen Schritte zur Festset­
zung und Erhebung der Mehrwertsteuer ist der betreffende Mitgliedstaat 
des Verbrauchs zuständig. 

Der Steuerpflichtige gibt die Mehrwertsteuererklärung ungeachtet jegli­
cher durch den Mitgliedstaat des Verbrauchs erteilter Mahnungen und 
getroffener Maßnahmen im Mitgliedstaat der Identifizierung ab. 

Artikel 61 

(1) Änderungen der in einer Mehrwertsteuerklärung enthaltenen Zah­
len werden nach ihrer Abgabe ausschließlich im Wege von Änderungen 
dieser Erklärung und nicht durch Berichtigungen in einer nachfolgenden 
Erklärung vorgenommen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Änderungen sind innerhalb von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die ursprüngliche Erklärung abzugeben war, 
auf elektronischem Wege beim Mitgliedstaat der Identifizierung abzuge­
ben. 

Die Vorschriften des Mitgliedstaats des Verbrauchs in Bezug auf Steu­
erfestsetzungen und Änderungen bleiben jedoch unberührt. 

Artikel 61a 

Wenn ein Steuerpflichtiger 

a) die Inanspruchnahme einer der Sonderregelungen beendet, 

b) von einer der Sonderregelungen ausgeschlossen wird oder 

c) den Mitgliedstaat der Identifizierung gemäß Artikel 57f ändert, 

richtet er seine abschließende Mehrwertsteuererklärung und die entspre­
chende Zahlung sowie jegliche Berichtigungen oder verspätete Abgabe 
vorangegangener Mehrwertsteuererklärungen und die entsprechenden 
Zahlungen an den Mitgliedstaat, der vor der Beendigung, dem Aus­
schluss oder der Änderung der Mitgliedstaat der Identifizierung war. 
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U n t e r a b s c h n i t t 8 

W ä h r u n g 

Artikel 61b 

Bestimmt ein Mitgliedstaat der Identifizierung, dessen Währung nicht 
der Euro ist, dass die Mehrwertsteuererklärungen in seiner Landeswäh­
rung zu erstellen sind, so gilt diese Bestimmung für die Mehrwertsteu­
ererklärungen von allen Steuerpflichtigen, die Sonderregelungen in An­
spruch nehmen. 

U n t e r a b s c h n i t t 9 

Z a h l u n g e n 

Artikel 62 

Unbeschadet des Artikels 63a Absatz 3 und des Artikels 63b richtet ein 
Steuerpflichtiger alle Zahlungen an den Mitgliedstaat der Identifizie­
rung. 

Mehrwertsteuerzahlungen des Steuerpflichtigen gemäß Artikel 367 oder 
Artikel 369i der Richtlinie 2006/112/EG beziehen sich nur auf die 
gemäß Artikel 364 oder Artikel 369f dieser Richtlinie abgegebene 
Mehrwertsteuererklärung. Jede spätere Berichtigung der gezahlten Be­
träge durch den Steuerpflichtigen wird ausschließlich unter Bezugnahme 
auf diese Erklärung vorgenommen und darf weder einer anderen Erklä­
rung zugeordnet noch bei einer späteren Erklärung berichtigt werden. 
Bei jeder Zahlung ist die Referenznummer der betreffenden Steuerer­
klärung anzugeben. 

Artikel 63 

Hat ein Mitgliedstaat der Identifizierung einen Betrag vereinnahmt, der 
höher ist als es der Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 364 oder 
Artikel 369f der Richtlinie 2006/112/EG entspricht, so erstattet er dem 
betreffenden Steuerpflichtigen den zu viel gezahlten Betrag direkt. 

Hat ein Mitgliedstaat der Identifizierung einen Betrag aufgrund einer 
Mehrwertsteuererklärung erhalten, die sich später als unrichtig heraus­
stellt, und hat er diesen Betrag bereits an die Mitgliedstaaten des Ver­
brauchs weitergeleitet, so erstatten diese Mitgliedstaaten des Verbrauchs 
dem Steuerpflichtigen direkt ihren jeweiligen Anteil an dem zu viel 
gezahlten Betrag. 

Beziehen sich die zu viel gezahlten Beträge jedoch auf Zeiträume bis 
einschließlich zum letzten Erklärungszeitraum im Jahr 2018, erstattet der 
Mitgliedstaat der Identifizierung den betreffenden Anteil des entspre­
chenden Teils des gemäß Artikel 46 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 904/2010 einbehaltenen Betrags, und der Mitgliedstaat des Ver­
brauchs erstattet den zu viel gezahlten Betrag abzüglich des vom Mit­
gliedstaat der Identifizierung erstatteten Betrags. 

Die Mitgliedstaaten des Verbrauchs unterrichten den Mitgliedstaat der 
Identifizierung auf elektronischem Wege über den Betrag dieser Erstat­
tungen. 
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Artikel 63a 

Gibt ein Steuerpflichtiger zwar eine Mehrwertsteuererklärung gemäß 
Artikel 364 oder Artikel 369f der Richtlinie 2006/112/EG ab, aber es 
wird keine Zahlung oder eine geringere Zahlung als die sich aus der 
Erklärung ergebende Zahlung geleistet, so schickt der Mitgliedstaat der 
Identifizierung dem Steuerpflichtigen am zehnten Tag nach dem Tag, an 
dem die Zahlung gemäß Artikel 367 oder Artikel 369i der Richtlinie 
2006/112/EG spätestens zu leisten war, wegen der überfälligen Mehr­
wertsteuer eine Erinnerung auf elektronischem Wege. 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung unterrichtet die Mitgliedstaaten des 
Verbrauchs auf elektronischem Wege über die Versendung der Erinne­
rung. 

Für alle nachfolgenden Mahnungen und sonstigen Schritte zur Erhebung 
der Mehrwertsteuer ist der betreffende Mitgliedstaat des Verbrauchs 
zuständig. Sind vom Mitgliedstaat des Verbrauchs nachfolgende Mah­
nungen erteilt worden, erfolgt die entsprechende Mehrwertsteuerzahlung 
an diesen Mitgliedstaat. 

Der Mitgliedstaat des Verbrauchs unterrichtet den Mitgliedstaat der 
Identifizierung auf elektronischem Wege über die Erteilung der Mah­
nung. 

Artikel 63b 

Ist keine Mehrwertsteuererklärung abgegeben worden, oder ist die 
Mehrwertsteuererklärung zu spät abgegeben worden oder ist sie unvoll­
ständig oder unrichtig, oder wird die Mehrwertsteuer zu spät gezahlt, so 
werden etwaige Zinsen, Geldbußen oder sonstige Abgaben von dem 
Mitgliedstaat des Verbrauchs berechnet und festgesetzt. Der Steuer­
pflichtige zahlt diese Zinsen, Geldbußen oder sonstige Abgaben direkt 
an den Mitgliedstaat des Verbrauchs. 

U n t e r a b s c h n i t t 1 0 

A u f z e i c h n u n g e n 

Artikel 63c 

(1) Um als hinreichend ausführlich im Sinne der Artikel 369 und 
369k der Richtlinie 2006/112/EG angesehen zu werden, enthalten die 
vom Steuerpflichtigen zu führenden Aufzeichnungen die folgenden In­
formationen: 

a) Mitgliedstaat des Verbrauchs, in dem die Dienstleistung erbracht 
wird; 

b) Art der erbrachten Dienstleistung; 

c) Datum der Dienstleistungserbringung; 

d) Steuerbemessungsgrundlage unter Angabe der verwendeten Wäh­
rung; 

e) jede anschließende Erhöhung oder Senkung der Steuerbemessungs­
grundlage; 

f) anzuwendender Mehrwertsteuersatz; 
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g) Betrag der zu zahlenden Mehrwertsteuer unter Angabe der verwen­
deten Währung; 

h) Datum und Betrag der erhaltenen Zahlungen; 

i) alle vor Erbringung der Dienstleistung erhaltenen Vorauszahlungen; 

j) falls eine Rechnung ausgestellt wurde, die darin enthaltenen Infor­
mationen; 

k) Name des Dienstleistungsempfängers, soweit dem Steuerpflichtigen 
bekannt; 

l) Informationen zur Bestimmung des Orts, an dem der Dienstleistungs­
empfänger ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

(2) Der Steuerpflichtige erfasst die Informationen gemäß Absatz 1 so, 
dass sie unverzüglich und für jede einzelne erbrachte Dienstleistung auf 
elektronischem Wege zur Verfügung gestellt werden können. 

▼B 

KAPITEL XII 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 64 

Die Verordnung (EG) Nr. 1777/2005 wird aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnah­
men auf die vorliegende Verordnung und sind nach Maßgabe der Ent­
sprechungstabelle in Anhang IV zu lesen. 

Artikel 65 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Juli 2011. 

Jedoch 

— gelten Artikel 3 Buchstabe a, Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b, 
Artikel 23 Absatz 1 und Artikel 24 Absatz 1 ab dem 1. Januar 2013; 

— gilt Artikel 3 Buchstabe b ab dem 1. Januar 2015; 

— gilt Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe c bis zum 31. Dezember 2014. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG I 

Artikel 7 der vorliegenden Verordnung 

1. Anhang II Nummer 1 der Richtlinie 2006/112/EG: 

a) Webhosting (Websites und Webpages); 

b) automatisierte Online-Fernwartung von Programmen; 

c) Fernverwaltung von Systemen; 

d) Online-Data-Warehousing (Datenspeicherung und -abruf auf elektro­
nischem Wege); 

e) Online-Bereitstellung von Speicherplatz nach Bedarf. 

2. Anhang II Nummer 2 der Richtlinie 2006/112/EG: 

a) Gewährung des Zugangs zu oder Herunterladen von Software (z. B. 
Beschaffungs- oder Buchführungsprogramme, Software zur Virusbekämp­
fung) und Updates; 

b) Bannerblocker (Software zur Unterdrückung der Anzeige von Werbeban­
nern); 

c) Herunterladen von Treibern (z. B. Software für Schnittstellen zwischen 
Computern und Peripheriegeräten wie z. B. Printer); 

d) automatisierte Online-Installation von Filtern auf Websites; 

e) automatisierte Online-Installation von Firewalls. 

3. Anhang II Nummer 3 der Richtlinie 2006/112/EG: 

a) Gewährung des Zugangs zu oder Herunterladen von Desktop-Gestaltun­
gen; 

b) Gewährung des Zugangs zu oder Herunterladen von Fotos, Bildern und 
Screensavern; 

c) digitalisierter Inhalt von E-Books und anderen elektronischen Publikatio­
nen; 

d) Abonnement von Online-Zeitungen und -Zeitschriften; 

e) Web-Protokolle und Website-Statistiken; 

f) Online-Nachrichten, -Verkehrsinformationen und -Wetterbericht; 

g) Online-Informationen, die automatisch anhand spezifischer, vom Dienst­
leistungsempfänger eingegebener Daten etwa aus dem Rechts- oder Fi­
nanzbereich generiert werden (z. B. Börsendaten in Echtzeit); 

h) Bereitstellung von Werbeplätzen (z. B. Bannerwerbung auf Websites und 
Webpages); 

i) Benutzung von Suchmaschinen und Internetverzeichnissen. 

4. Anhang II Nummer 4 der Richtlinie 2006/112/EG: 

a) Gewährung des Zugangs zu oder Herunterladen von Musik auf Computer 
und Mobiltelefon; 

b) Gewährung des Zugangs zu oder Herunterladen von Jingles, Ausschnit­
ten, Klingeltönen und anderen Tönen; 
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c) Gewährung des Zugangs zu oder Herunterladen von Filmen; 

d) Herunterladen von Spielen auf Computer und Mobiltelefon; 

e) Gewährung des Zugangs zu automatisierten Online-Spielen, die nur über 
das Internet oder ähnliche elektronische Netze laufen und bei denen die 
Spieler räumlich voneinander getrennt sind; 

▼M2 
f) Empfang von Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die über ein Rundfunk- 

oder Fernsehnetz, das Internet oder ein ähnliches elektronisches Netz 
verbreitet werden und die der Nutzer auf individuellen Abruf zum Anhö­
ren oder Anschauen zu einem von ihm bestimmten Zeitpunkt aus einem 
von dem Mediendiensteanbieter bereitgestellten Programmverzeichnis 
auswählt, wie Fernsehen auf Abruf oder Video-on-Demand; 

g) Empfang von Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die über das Internet 
oder ein ähnliches elektronisches Netz (IP-Streaming) übertragen werden, 
es sei denn, sie werden zeitgleich zu ihrer Verbreitung oder Weiterver­
breitung durch herkömmliche Rundfunk- und Fernsehnetze übertragen; 

h) die Erbringung von Audio- und audiovisuellen Inhalten über Kommuni­
kationsnetze, die weder durch einen Mediendiensteanbieter noch unter 
dessen redaktioneller Verantwortung erfolgt; 

i) die Weiterleitung der Audio- und audiovisuellen Erzeugnisse eines Me­
diendiensteanbieters über Kommunikationsnetze durch eine andere Person 
als den Mediendiensteanbieter. 

▼B 

5. Anhang II Nummer 5 der Richtlinie 2006/112/EG: 

a) Automatisierter Fernunterricht, dessen Funktionieren auf das Internet oder 
ein ähnliches elektronisches Netz angewiesen ist und dessen Erbringung 
wenig oder gar keine menschliche Beteiligung erfordert, einschließlich 
sogenannter virtueller Klassenzimmer, es sei denn, das Internet oder das 
elektronische Netz dient nur als Kommunikationsmittel zwischen Lehrer 
und Schüler; 

b) Arbeitsunterlagen, die vom Schüler online bearbeitet und anschließend 
ohne menschliches Eingreifen automatisch korrigiert werden. 
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ANHANG II 

Artikel 51 der vorliegenden Verordnung 
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Erläuterungen 

1. Dem Unternehmer und/oder zugelassenen Lagerinhaber dient diese Beschei­
nigung als Beleg für die Steuerbefreiung von Gegenständen oder Dienstleis­
tungen, die an Einrichtungen bzw. Privatpersonen im Sinne von Artikel 151 
der Richtlinie 2006/112/EG und Artikel 13 der Richtlinie 2008/118/EG ver­
sendet und/oder geliefert werden. Dementsprechend ist für jeden Lieferer/ 
Lagerinhaber eine Bescheinigung auszufertigen. Der Lieferer/Lagerinhaber 
hat die Bescheinigung gemäß den in seinem Mitgliedstaat geltenden Rechts­
vorschriften in seine Buchführung aufzunehmen. 

2. a) Die allgemeinen Hinweise hinsichtlich des zu verwendenden Papiers und 
der Abmessungen der Felder sind dem Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften C 164 vom 1.7.1989, S. 3, zu entnehmen. 

Für alle Exemplare ist weißes Papier im Format 210 × 297 mm zu ver­
wenden, wobei in der Länge Abweichungen von -5 bis + 8 mm zulässig 
sind. 

Bei einer Befreiung von der Verbrauchsteuer ist die Befreiungsbescheini­
gung in zwei Exemplaren auszufertigen: 

— eine Ausfertigung für den Versender; 

— eine Ausfertigung, die die Bewegungen der der Verbrauchsteuer un­
terliegenden Produkte begleitet. 

b) Nicht genutzter Raum in Feld 5B ist so durchzustreichen, dass keine 
zusätzlichen Eintragungen vorgenommen werden können. 

c) Das Dokument ist leserlich und in dauerhafter Schrift auszufüllen. Lö­
schungen oder Überschreibungen sind nicht zulässig. Die Bescheinigung 
ist in einer vom Aufnahmemitgliedstaat anerkannten Sprache auszufüllen. 

d) Wird bei der Beschreibung der Gegenstände und/oder Dienstleistungen 
(Feld 5 Buchstabe B der Bescheinigung) auf einen Bestellschein Bezug 
genommen, der nicht in einer vom Aufnahmemitgliedstaat anerkannten 
Sprache abgefasst ist, so hat der Antragsteller (Einrichtung/Privatperson) 
eine Übersetzung beizufügen. 

e) Ist die Bescheinigung in einer vom Mitgliedstaat des Lieferers/Lagerin­
habers nicht anerkannten Sprache verfasst, so hat der Antragsteller (Ein­
richtung/Privatperson) eine Übersetzung der Angaben über die in Feld 5 
Buchstabe B aufgeführten Gegenstände und Dienstleistungen beizufügen. 

f) Unter einer anerkannten Sprache ist eine der Sprachen zu verstehen, die 
in dem betroffenen Mitgliedstaat amtlich in Gebrauch ist, oder eine an­
dere Amtssprache der Union, die der Mitgliedstaat als zu diesem Zwecke 
verwendbar erklärt. 

3. In Feld 3 der Bescheinigung macht der Antragsteller (Einrichtung/Privatper­
son) die für die Entscheidung über den Freistellungsantrag im Aufnahme­
mitgliedstaat erforderlichen Angaben. 

4. In Feld 4 der Bescheinigung bestätigt die Einrichtung die Angaben in den 
Feldern 1 und 3 Buchstabe a des Dokuments und bescheinigt, dass der 
Antragsteller — wenn es sich um eine Privatperson handelt — Bediensteter 
der Einrichtung ist. 
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5. a) Wird (in Feld 5 Buchstabe B der Bescheinigung) auf einen Bestellschein 
verwiesen, so sind mindestens Bestelldatum und Bestellnummer anzuge­
ben. Der Bestellschein hat alle Angaben zu enthalten, die in Feld 5 der 
Bescheinigung genannt werden. Muss die Bescheinigung von der zustän­
digen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates abgestempelt werden, so ist 
auch der Bestellschein abzustempeln. 

b) Die Angabe der in Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 2073/2004 des Rates vom 16. November 2004 über die Zusammen­
arbeit der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der Verbrauchsteuern 
genannten Registriernummer ist nicht zwingend; die Mehrwertsteuer-Iden­
tifikationsnummer oder die Steuerregisternummer ist anzugeben. 

c) Währungen sind mit den aus drei Buchstaben bestehenden Codes der 
internationalen ISOIDIS-4127-Norm zu bezeichnen, die von der Interna­
tionalen Normenorganisation festgelegt wurde ( 1 ). 

6. Die genannte Erklärung einer antragstellenden Einrichtung/Privatperson ist in 
Feld 6 durch die Dienststempel der zuständigen Behörde(n) des Aufnahme­
mitgliedstaates zu beglaubigen. Diese Behörde(n) kann/können die Beglau­
bigung davon abhängig machen, dass eine andere Behörde des Mitgliedstaats 
zustimmt. Es obliegt der zuständigen Steuerbehörde, eine derartige Zustim­
mung zu erlangen. 

7. Zur Vereinfachung des Verfahrens kann die zuständige Behörde darauf ver­
zichten, von einer Einrichtung, die eine Befreiung für amtliche Zwecke be­
antragt, die Erlangung des Dienststempels zu fordern. Die antragstellende 
Einrichtung hat diese Verzichterklärung in Feld 7 der Bescheinigung anzuge­
ben. 
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( 1 ) Die Codes einiger häufig benutzter Währungen lauten: EUR (Euro), BGN (Leva), CZK 
(Tschechische Kronen), DKK (Dänische Kronen), GBP (Pfund Sterling), HUF (Forint), 
LTL (Litai), PLN (Zloty), RON (Rumänische Lei), SEK(Schwedische Kronen), USD 
(US-Dollar).



 

ANHANG III 

Artikel 56 der vorliegenden Verordnung 

Einheit Gehandelte Gewichte 

Kilogramm 12,5/1 

Gramm 500/250/100/50/20/10/5/2,5/2 

Unze (1 oz = 31,1035 g) 100/10/5/1/ 1 / 2 / 1 / 4 

Tael (1 tael = 1,193 oz) ( 1 ) 10/5/1 

Tola (10 tola = 3,75 oz) ( 2 ) 10 

( 1 ) Tael = traditionelle chinesische Gewichtseinheit. In Hongkong haben Taelbarren einen 
nominalen Feingehalt von 990 Tausendstel, aber in Taiwan können Barren von 5 und 10 
Tael einen Feingehalt von 999,9 Tausendstel haben. 

( 2 ) Tola = traditionelle indische Gewichtseinheit für Gold. Am weitesten verbreitet sind 
Barren von 10 Tola mit einem Feingehalt von 999 Tausendstel. 
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ANHANG IV 

Entsprechungstabelle 

Verordnung (EG) Nr. 1777/2005 Vorliegende Verordnung 

Kapitel I Kapitel I 

Artikel 1 Artikel 1 

Kapitel II Kapitel III und IV 

Kapitel II Abschnitt 1 Kapitel III 

Artikel 2 Artikel 5 

Kapitel II Abschnitt 2 Kapitel IV 

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 9 

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 8 

Kapitel III Kapitel V 

Kapitel III Abschnitt 1 Kapitel V Abschnitt 4 

Artikel 4 Artikel 28 

Kapitel III Abschnitt 2 Kapitel V Abschnitt 4 

Artikel 5 Artikel 34 

Artikel 6 Artikel 29 und 41 

Artikel 7 Artikel 26 

Artikel 8 Artikel 27 

Artikel 9 Artikel 30 

Artikel 10 Artikel 38 Absatz 2 Buchstaben b und 
c 

Artikel 11 Absätze 1 und 2 Artikel 7 Absätze 1 und 2 

Artikel 12 Artikel 7 Absatz 3 

Kapitel IV Kapitel VI 

Artikel 13 Artikel 42 

Kapitel V Kapitel VIII 

Kapitel V Abschnitt 1 Kapitel VIII Abschnitt 1 

Artikel 14 Artikel 44 

Artikel 15 Artikel 45 

Kapitel V Abschnitt 2 Kapitel VIII Abschnitt 4 

Artikel 16 Artikel 47 
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Verordnung (EG) Nr. 1777/2005 Vorliegende Verordnung 

Artikel 17 Artikel 48 

Kapitel VI Kapitel IX 

Artikel 18 Artikel 52 

Kapitel VII Kapitel XI 

Artikel 19 Absatz 1 Artikel 56 

Artikel 19 Absatz 2 Artikel 57 

Artikel 20 Absatz 1 Artikel 58 

Artikel 20 Absatz 2 Artikel 62 

Artikel 20 Absatz 3 Unterabsatz 1 Artikel 59 

Artikel 20 Absatz 3 Unterabsatz 2 Artikel 60 

Artikel 20 Absatz 3 Unterabsatz 3 Artikel 63 

Artikel 20 Absatz 4 Artikel 61 

Kapitel VIII Kapitel V Abschnitt 3 

Artikel 21 Artikel 16 

Artikel 22 Artikel 14 

Kapitel IX Kapitel XII 

Artikel 23 Artikel 65 

Anhang I Anhang I 

Anhang II Anhang III 
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